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I. Abhandlungen. 



Soll der Zollverein wirklich zerrissen werden? 

Eine Frage aus Preussen 

beantwortet von 

Dr. C. 6. K r i e s. 

Eingang. 

So entschiedene' und heftige Angriffe das preussische Kabinet 
fast bei allen seinen Schritten und Maassnahmen bald von der 
einen und bald von der anderen Seite zu bestehen gehabt hat, 
seine Politik in Beziehung auf die Zollvereinsangelegenheit hat 
sich in Preussen einer fast allgemeinen Zustimmung und leb- 
haften Unterstützung zu erfreuen gehabt. 

Der Abschluss der Vertrages vom 7. September v. J. mit 
Hannover hat die beinahe einstimmige Genehmigung der Kammern 
erhalten, und noch in der vorletzten Sitzung der letzten zweiten 
Kammer wurde das Ministerium durch eine von allen Seiten des 
Hauses unterstützte Interpellation aufgefordert, auf dem einge- 
schlagenen Wege zu beharren, selbst auf die Gefahr hin, dass 
Preussen sich von einigen seiner früheren Bundesgenossen werde 
trennen müssen '). 

In ähnlicher Weise hat die Presse in den Organen der ver- 
schiedenen Parteien mit seltener Einstimmigkeit die Maassregeln 
des Ministeriums in dieser Beziehung gebilligt. 



1) Vergleiche die Sitzung vom 17. Mai 1852. Stenographische Berichte 
S. 1475 ff. 
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Diese allgemeine Uebereinstimmung über die Behandlung 
einer so wichtigen Frage ist ohne Zweifel als ein erfreulicher 
Beweis anzusehen dafür, dass die Vaterlandsliebe in Preussen 
jedes andere Gefühl zum Schweigen zu bringen und alle Gegen- 
sätze der Ansichten auszugleichen vermag. Indess ist die fast 
einstimmige Billigung der Kabinetspolilik durch die Kammern, 
wie durch die Presse, noch kein untrügliches Zeichen für ihre 
Richtigkeit und Heilsamkeit. 

Behörden und Versammlungen, ja selbst ganze Völker sind 
dem Irrthum in ihren Ansichten ebensowohl unterworfen als 
einzelne Menschen; namentlich wenn es sich um die Wahrnehmung 
vaterländischer Interessen anderen Staaten gegenüber handelt. 
Das in der Brust jedes Menschen so tief wurzelnde Selbstgefühl 
veranlasst in solchen Fällen um so leichter eine Befangenheit 
des Urtheils, als dieses Selbstbewusstsein in der veredelten Ge- 
stalt der Vaterlandsliebe auftritt und die Ueberzeugung von der 
Berechtigung der erhobenen Ansprüche durch die Zustimmung 
so vieler und darunter der uns nächsten und theuersten Personen 
befestigt wird. Bei einem sich erhebenden Streit zwischen ver- 
schiedenen Staaten über ihre gegenseitigen Rechte und Pflichten, 
sowie über die einem Jeden einzuräumende Stellung ist es daher 
für die Kabinete und Volksvertretungen vielleicht noch schwerer, 
sich auf den Standpunkt einer wahrhaften Uneigennützigkeit und 
hochherzigen Gerechtigkeit zu erheben, als für den Einzelnen. 

Doch ist es die Pflicht der Staaten nicht minder wie ein- 
zelner Personen, im Verkehre mit ihres Gleichen nicht nur dem 
Recht und der Wahrheit die Ehre zu geben, sondern auch die 
Wohlfahrt des Nachbarn im Auge zu behalten und die Interessen 
der gesammten Menschheit über den eigenen Vortheil zu stellen. 
Nur wer diesen hohem Standpunkt anerkennt und einzunehmen 
trachtet, wird vor der Gefahr bewahrt bleiben, dass ihn sein 
Selbstgefühl über die Grenzen seines Rechts verblende, sein 
Herz gegen die Anerkennung der Wahrheit verschliesse und 
sonach sein Urlheil auch in der Verfolgung des eigenen 
wahren Vortheils irre leite. 

Bestehen vielleicht Zweifel und Meinungsverschiedenheiten 
über die Anwendbarkeit solcher Grundsätze auf die Verhältnisse 
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von Staaten, die durch keine näheren Bande verknüpft werden, 
so wird doch schwerlich Jemand bestreiten, dass die deutschen 
Bundesstaaten im Verkehre mit einander eine Gemeinschaft 
ihrer höchsten Interessen anzuerkennen haben und zur gegen- 
seitigen Beförderung ihrer Wohlfahrt verbunden sind. 

Die deutschen Volksstämme werden durch die Liebe zu 
einem gemeinsamen Vaterland zusammengehalten und die daraus 
entspringenden Pflichten haben wenigstens theilweise in beson- 
deren Verträgen bereits ihre Anerkennung und ihren positiven 
Ausdruck gefunden. 

Der Staat, welcher an der Spitze Deutschlands stehen und 
die Leitung seiner gemeinsamen Angelegenheiten tiberkommen 
will, muss daher vor den übrigen durch den Geist wahrer Un- 
eigennützigkeit und durch die Liebe zum gemeinsamen Vater- 
lande sich auszeichnen. 

Preussen hat es für seinen Beruf anerkannt, die Einheit 
Deutschlands zu begründen und dadurch ein neues Zeitaller für 
dessen Macht und Wohlfahrt herbeizuführen. Es hat wiederholt 
und feierlich verheissen, dieses Berufes stets eingedenk und 
demselben treu zu bleiben. 

Hieraus ergibt sich für Preussen unzweifelhaft die Pflicht 
und Aufgabe, bei allen seinen Schritten und Maassnahmen das 
Wohl der übrigen deutschen Staaten gleich sehr wie das eigene 
im Auge zu behalten und zur Bichtschnur zu nehmen. Eine 
Politik, welche den Buin der Nachbarländer — wenn auch un- 
absichtlich — zur Folge hat und sich selbst der Mittel beraubt, 
für die Erhaltung und Beförderung ihrer Wohlfahrt Sorge zu 
tragen, kann nicht die richtige sein — weder für Deutschland 
noch für Preussen selbst. 

Der Erfüllung seines Berufes vermag sich ein Staat so wenig 
als ein Mensch zu entziehen , ohne den Anspruch auf die Be- 
hauptung der Stellung zu verlieren, vermöge deren jener Beruf 
ihm zu Theil ward. Ob Untreue oder Mangel an Fähigkeit das 
Zurückbleiben im Wettlaufe veranlasst haben, begründet für 
diese Folge keinen Unterschied. 

Die theuersten Güter des preussischen Vaterlandes, seine 
Macht, seine Wohlfahrt und selbst seine Existenz als europäische 
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Grossmacht ist in den Wurzeln angegriffen, sofern dasselbe der 
anerkannten und übernommenen Aufgabe — es sei aus welchen 
Gründen immer — nicht zu genügen vermag. 

Ist nun die preussische Politik bei Behandlung der Zoll- 
vereinsfrage diesen Grundsätzen getreu und dieser Wahrheiten 
eingedenk gewesen? Das muss der erste Gegenstand unserer 
Untersuchung sein. 

Preussen und die Zollvereinsstaaten. 

Seit länger als einem Jahrzehent war es der lebhafteste 
Wunsch aller Vaterlandsfreunde, dass es gelingen möge, den 
Zollverein bis an die Nordsee auszudehnen. Die Erreichung 
dieses Zieles war der ausgesprochene und wie Niemand bezwei- 
feln wird, auch der beabsichtigte Zweck des unter dem 7len 
September mit Hannover abgeschlossenen Vertrages. Gelang es 
dem preussischen Kabinet, dieses Unternehmen glücklich zu Ende 
zu führen, so hatte es Grosses erreicht und den Dank des 
Vaterlandes verdient. In diesem Sinne und erfüllt von froher 
Hoffnung genehmigten die Kammern und billigte die Presse den 
Vertrag fast einstimmig, ohne sich durch die vielfachen Bedenken, 
zu denen er Veranlassung gab, irre machen zu lassen. 

Doch ist das Bestreben ein hohes Ziel, nach welchem wir 
lange vergeblich gerungen, durch eine plötzliche und gewalt- 
same Kraftanstrengung zu erreichen, meistens mit der 
Gefahr verbunden, dasselbe nicht nur zu verfehlen, sondern 
auch bereits besessener Güter über der allzuhastigen Ver- 
folgung neu zu erwerbender verlustig zu gehen. 

Statt die Ausdehnung des bestehenden Zollvereins bis an 
die Nordsee sicher zu stellen, droht der Vertrag vom 7. Septem- 
ber ernstlich, denselben zu zerreissen. Prüfen wir unbefangen 
die Ursachen und die Grösse dieser leider nur zu augenschein- 
lich gewordenen Gefahr. 

Zunächst ist anzuerkennen, dass die süddeutschen und 
mitteldeutschen Staaten wegen mehrerer Bestimmungen des Ver- 
trags vom 7. September Bedenken tragen konnten, demselben 
einfach und ohne Weiteres ihre Zustimmung zu geben. 
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Einer der wichtigsten Vortheile, welchen der Zollverein den 
verbündeten Staaten gewährte und der bei seiner Gründung das 
stärkste Motiv abgab sich demselben anzuschliessen , war die 
erhebliche Vermehrung der Staatseinnahmen. Nun sind 
die finanziellen Ergebnisse des Zollvereins in den letzten Jahren 
an und für sich minder befriedigend gewesen als früher. Der 
Anschluss Hannovers sollte unter Bedingungen erfolgen, welche 
eine fernere Verminderung des Antheils an den Zolleinnahmen 
mehr als wahrscheinlich machten. 

Die Aufnahme eines nicht unbedeutenden Gebietsumfanges 
in den Zollverein hat bisher stets Störungen in Einnahmercsul- 
taten zur Folge gehabt. Dieselben würden hier um so weniger 
ausbleiben, als nach dem Vertrage von den zur Zeit der Zoll- 
einigung in dem Steuerverein vorhandenen Vorräthen steuer- 
pflichtiger Waaren — obschon sie zu niedrigen Zollsätzen ein- 
gegangen sein möchten — eine Nachsteuer zu Gunsten der 
gemeinsamen Zollkasse nicht erhoben werden soll. 

In den für die Einnahmen wichtigsten Verkehrsgegen- 
ständen, wie Zucker, Kaffee, Thee haben Hannover und Preussen 
sich vertragsmässig verpflichtet bei den gemeinsamen Zollconfe- 
renzen erhebliche Ermässigungen der Zollsätze zu beantragen 
und daran festzuhalten. 

Dass diese schon in den ersten Jahren durch eine ent- 
sprechende Steigerung der Consumtion ersetzt und ausgeglichen 
werden würde, ist um so weniger zu erwarten, als der Betrag 
der Zollermässigung gegen den Marktpreis der betreffenden 
Waaren und dessen natürliche Schwankungen nicht sehr erheblich 
in das Gewicht fällt, dagegen die noch immer zu beklagende 
Unsicherheit der öffentlichen Verhältnisse dem Aufschwünge des 
Verkehrs und daher der Zunahme des Verbrauchs Hindernisse 
in den Weg legt. 

Endlich ist nicht zu leugnen, dass die Zusicherung eines 
an Hannover zu zahlenden Präcipuums für die übrigen Staaten 
die Gefahr einer Schmälerung ihrer Einnahmen enthält, da die 
Bewilligung desselben nicht auf den Fall und das Maass der ge- 
steigerten Einnahmen beschränkt ist. 

Diese voraussichtliche Beeinträchtigung der finanziellen Vor- 
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theile des Zollvereins in den ersten Jahren der Vereinigung 
desselben mit Hannover würde zwar Preussen in gleichem 
Maasse und selbst in noch höherem Grade treffen wie die 
übrigen Zollvereinsstaaten. Indess ist dadurch der Schluss 
noch nicht gerechtfertigt, dass bei den übrigen Zollvereins- 
staaten die gleiche Bereitwilligkeit wie bei Preussen statt- 
finden werde oder müsse, dem zu erreichenden Ziele dieses 
Opfer zu bringen. Nicht jeder Staat ist in der Lage eine 
Einbusse bei seinen Einnahmen ertragen zu können; auch 
sind die Vortheile einer Ausdehnung des Vereinsgebiels nicht für 
alle Theile gleich wichtig, so. dass über die Angemessenheit des 
dafür zu zahlenden Preises eine Meinungsverschiedenheit sehr 
wohl begründet sein kann. 

Verschieden ist der Standpunkt der preussischen und 
der süddeutschen Regierungen in Beziehung auf die staals- 
wirthschaft liehe Seite des Vertrages. Die süddeutschen 
Regierungen haben im Einverständnisse mit der sächsischen seit 
einer Reihe von Jahren die E r h t) h u n g der Zölle für eingehende 
Fabrikate und Halbfabrikate im — vermeintlichen — Interesse 
der Industrie erstrebt. Die Ansicht von der Zweckmässigkeit ja 
Unentbehrlichkeit eines sogenannten nationalen Schutzsystems 
zur Entwickelung einer einheimischen Industrie, selbst zur 
Sicherstellung des Nationalwohlstandes und der politischen Un- 
abhängigkeit ist in Süddeutschland und Sachsen sehr verbreitet 
und tief gewurzelt. Erst durch die Stärke der öffentlichen 
Meinung daselbst sind auch die Regierungen der süddeutschen 
Staaten sowie Sachsens für die von Friedrich List vorgetraoenen 
Lehren gewonnen, während mindestens die badische und säch- 
sische sich sonst sehr entschieden zu entgegengesetzten Grund- 
sätzen bekannten. 

Dass die preussische Regierung diesem Strome der Ansichten 
mehrere Jahre hindurch einen ausdauernden Widerstand entge- 
gensetzte, wurde sehr allgemein einer tadelnswerthen Hartnäckig- 
keit und Verblendung der preussischen Staatsmänner, wo nicht 
der Missgunst und selbst noch weniger lauteren Motiven bei- 
gemessen. 

Manche Schritte der preussischen Regierung haben selbst 
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dazu beigetragen solchen irrigen und zum Theil verkehrten 
Vorstellungen neue Nahrung zu geben. Die unter dem Vorsitz 
des Handelspräsidcnten abgehaltene Versammlung preussrscher 
Fabrikanten und die von derselben gefassten Beschlüsse befe- 
stigten in Süddculschlaiid die Ueberzeugung , dass das eigene 
Interesse Preussens nicht minder wie das ihrige die begehrten 
Zollerhöhungen dringend erheische, und dies von den leitenden 
Staatsmännern auf eine für Preussen wie für Deutschland höchst 
beklagenswerlhe Weise verkannt werde. 

Die im Jahre 1850 von Preussen selbst zu Kassel gemachten 
Vorschläge erweckten die Hoffnung, dass die richtigen An- 
sichten — wie man meinte — nun endlich auch in dem preussi- 
schen Kabinet den Sieg davon gelragen hätten und man knüpfte 
für das Aufblühen der deutschen Industrie die grössten Erwar- 
tungen daran. 

Alle diese, auf die baldige Einführung und fortschreitende 
Entwickelung eines Schutzsystems im Zollverein gerichteten 
Hoffnungen und Erwartungen sind durch den mit Hannover 
abgeschlossenen Vertrag auf das empfindlichste getäuscht und 
mit einem Schlage vernichtet worden. Denn nach dem Geisfe, 
in welchem der Vertrag abgeschlossen ist, und nach den Grund- 
sätzen, die in Hannover von jeher vorherrschend gewesen sind, 
lässt sich mit ziemlicher Gewissheit voraussehen, dass in dem 
bis an die Nordsee erweiterten Zollverein ein Schutzsystem 
nach den Vorschlägen und Lehren Lists nicht zur Anwendung 
kommen wird. 

Das Verhalten Braunschweigs auf den Conferenzen zu Kassel, 
den von Preussen selbst befürworteten Anträgen auf Er- 
höhung der Garnzölle gegenüber giebt für diese Vermulhung 
bereits einen thatsäc blichen Beweis. 

Mag man nun die auf Erhöhung der Zölle und Beförderung 
der Industrie durch ein Schutzsystem gerichteten Wünsche und 
Anträge immerhin für durchaus irrig und dem Nationalwohlstand 
verderblich halten. Die Thatsache, dass diese Ansichten in 
Süd- und Mitteldeutschland nicht nur bei den Gewerbtreibenden 
vorherrschend sind, sondern auch bei den Begierungen Eingang 
gefunden haben, ist unbestritten. Kann man es nun auffallend 
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finden, dass die Regierungen selbstständiger Staaten An- 
stand nehmen sich ohne Weiteres einem Ereigniss zu unterwerfen, 
welches ihnen eine ihren Ansichten und Wünschen entgegen- 
gesetzte Handelspolitik aufnöthigt? 

Diese Erwägung führt auf den Punkt, welcher ohne Zweifel 
die erheblichsten Schwierigkeiten für die Erreichung einer Ver- 
ständigung gebildet hat. 

Die Bedenken, welche die süd - und mitteldeutschen Staaten 
aus der finanziellen und staatswirthschaftlichen Bedeutung des 
Vertrages vom 7. September für ihren Beitritt entnehmen mochten, 
erhielten ihr volles Gewicht erst durch die politischen Ver- 
wickelungen, welche den Abschluss des Vertrages begleiteten 
und welche fortschreitend unlösbarer geworden sind. 

Die süd- und mitteldeutschen Staaten fühlen sich — um 
es kurz zu sagen — durch das Verfahren Preussens in ihrer 
Selbstständigkeit verletzt, und seit dem Abschluss des 
Vertrages hat jeder Schritt Preussens nur dazu beigetragen diese 
Verletzung fühlbarer und empfindlicher zu machen. 

Der Abschluss des Vertrages selbst erfolgte, wie bekannt 
nicht in der Form, in welcher Erweiterungen des Zollvereins 
bis dahin stattgefunden hatten. 

Nicht Hannover ist dem bestehenden Zollverein unter ge- 
wissen Bedingungen hinzugetreten, deren Genehmigung den übrigen 
Zollvereinsstaaten vorbehalten wurde ; vielmehr hat Preussen den 
Vertrag mit Hannover endgültig abgeschlossen ohne einen Vor- 
behalt mit Rücksicht auf die noch einzuholende Zustimmung 
seiner älteren Verbündeten zu machen. 

Als eine blosse Form konnte diese Kündigung von den 
Süd- und mitteldeutschen Staaten bei den bedeutenden Folgen 
des Vertrages in finanzieller und staatswirthschaftlicher Beziehung 
um so weniger angesehen werden , als Preussen selbst bei dem 
Abschlüsse des Vertrages sich auf den Fall vorbereiten zu müssen 
glaubte, dass aus Veranlassung desselben ein erheblicher Theil 
der bisherigen Verbündeten aus dem Zollvereine ausscheiden 
sollten. Preussen behielt sich — wie nun allgemein bekannt — 
in diesem Falle durch einen geheimen Artikel vor, über die Höhe 
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des an Hannover zu zahlenden Präcipuums neue Verhandlungen 
zu eröffnen '}. 

Sie erblickten vielmehr in dem Verfahren Preussens den 
Versuch die Freiheit ihrer Erwägung und die Selbst- 
ständigkeit ihres Entschlusses durch Hinstellung vollen- 
deter Thatsachen zu beeinträchtigen , und fühlten sich um 
so mehr verletzt, als Preussen eine Entscheidung, die ihre 
Interessen so wesentlich mit berührte, ganz für sich allein und 
auf die Gefahr hin getroffen halte, den Zollverein darüber zer- 
rissen zu sehen. 

Die Besorgniss, dass Preussen auch in Zukunft, insbesondere 
bei den bevorstehenden Verhandlungen über die Erneuerung der 
Zollvereinsverträge, in ähnlicher Weise verfahren und den übrigen 
Staaten nur die Wahl lassen werde zwischen der Genehmi- 
gung der von Preussen für sich allein und ohne Mitwir- 
kung seiner Zoll verbündeten getroffenen Entscheidung oder 
der Trennung von demselben, veranlasste die süd- und mit- 
teldeutschen Staaten in ihrer Vereinigung und in der Anlehnung 
an Oestreich einen Stützpunkt gegen das ihre Selbstständigkeit 
und die Freiheit ihres Entschlusses bedrohende Uebergewicht 
Preussens zu suchen. 

Mit Rücksicht darauf, dass — wie oben bemerkt — die 
Bestimmungen des Vertrages vorn 7. September an sich schon 
eine Richtung der Handelspolitik anbahnen, welche die süd- 
deutschen Regierungen den Interessen ihrer Länder nicht für 
entsprechend erachten , dass ferner der Vertrag in Hannover 
ziemlich allgemein und auch in Preussen von einer einfluss- 
reichen Partei sogar noch wegen seiner — behaupteten Hinnei- 
gung zum Schutzsystem angegriffen und eine durchgreifende 



1) Wir wissen die beiden von dem preussischen Kabinette wiederholt aus- 
gesprochenen Behauptungen, einmal dass die Kündigung der Zollvereinsverträge 
eine Not h wendig keit gewesen sei, weil der Septemberverträg ausser 
wichtigen Mod ificati o nen des allgemeinen Tarifs noch andere 
Abweichungen von den Bestimmungen der Zollvereinsverträge festsetze und die 
zweite, dass diese Kündigung gleichwohl nur als eine formelle anzusehen 
sei, nicht mit einander zu vereinigen. Leider scheinen die Ereignisse diesen 
Widerspruch nur zu hell an das Licht zu stellen. 
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Verbesserung desselben nach den Grundsätzen des freien Han- 
dels gefordert wird, kann man es nicht auffallend finden, dass 
die süd - und mitteldeutschen Staaten sich ebenmässig wie 
Preussen gegen einen ihren Interessen oder Ansichten ungünstigen 
Ausgang der Verhandlungen über die Vereinigung des Steuer- 
vereins mit dem Zollvereine durch besondere Verträge über 
gemeinschaftliches Handeln glaubten schützen zu sollen. 

Das fernere Verhalten Preussens nach dem Abschluss des 
Septembervertrages hat nur dazu gedient, die übrigen Zollver- 
einsstaaten fortschreitend in eben dem Punkte mehr und tiefer 
zu verletzen, welcher für sie der empfindlichste ist. Preussen 
glaubte über Fragen, welche — im Fall der Zollverein erhalten 
wurde — für alle Verbündeten von der grössten Bedeutung 
waren, für sich allein und nach eignem Ermessen entscheiden zu 
müssen, ohne Rücksicht auf die Ansichten, Wünsche und Interessen 
der andern Zollvereinsstaaten. So weigerte es sich an den 
Verhandlungen in Wien Theil zu nehmen, obwohl doch selbst 
Hannover kein Bedenken fand in dieser Hinsicht auf die Wünsche 
der andern Bundesstaaten einzugehen. So setzte es die Theil- 
nahme Hannovers an den Berathungen in Berlin fest, lehnte 
jedoch die Oestreichs ab, so dringend letztere von Baiern und 
dessen Verbündeten beantragt wurde. So erklärte es die An- 
nahme des Septembervertrages und die Wiedererneuerung der 
Zollvereinsverträge auf 12 Jahre für vorausgehende Be- 
dingungen einer Verhandlung mit Oestreich über Abschluss eines 
Handelsvertrages und einer späteren Zolleinigung, wogegen die 
süd- und mitteldeutschen Staaten über diese ihre Interessen 
ebenso tief berührenden, Angelegenheiten ganz andere Ansichten 
hegten, und durch die Erneuerung der Zollvereinsverträge ohne 
gleichzeitige Feststellung des Verhältnisses zu Oestreich die Mög- 
lichkeit zu verlieren besorgten, ihren abweichenden Ansichten noch 
irgend welche Berücksichtigung zu sichern ')• 



1) Wie die Regierungen der südlichen Zollvereinsstaaten über das Ver- 
fahren Preussens urtheilen , kann man unter anderem aus einer Erklärung 
des sächsischen Ministers Beust in den Kammern entnehmen, welcher es für 
ganz unmöglich hielt, dass Preussen eine Stellung einnehmen werde, 
welche es wirklich behauptet hat : 
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Der preussische Standpunkt. 

Den Beschwerden der Süd - und mitteldeutschen Regierungen 
gegenüber führen die prcussischen Staatsmänner zur Rechtferti- 
gung ihres Benehmens zunächst an, dass bei der mannigfachen 
Verwickelung der Interessen und Ansichten auf einem anderen 
Wege als dem eingeschlagenen nicht zum Ziele zu gelangen 
sei. Es sei unmöglich gewesen die Verhandlungen über den 
Septembervertrag den Zollvereinsregierungen vor Abschluss des- 
selben mitzutheilen. 

Eine Vereinigung der sich so vielfach kreuzenden Interessen 
der verschiedenen Staaten sei nur dadurch zu erreichen, dass 
Preussen nach sorgfältiger Erwägung seinen Weg einschlage, 
und den übrigen Staaten anheimstelle, ob sie Preussen auf dem- 
selben begleiten wollten oder nicht. Nur auf diese Weise könne 
Preussen seine Selbstständigkeit bewahren, ohne doch die seiner 
Bundesgenossen anzutasten, da es gegen dieselben keinerlei 
Zwang ausübe seiner Entscheidung beizutreten. Nur auf diesem 
Wege könne ein ausdauernder Friede gesichert werden , indem 
die unbefangene Erwägung der eignen Interessen und die freie 
Wahl einen jeden Staat bestimmen werde, entweder auch ferner 
dem preussischen Zollsystem sich anzuschliessen , oder sich von 
demselben zu trennen. 

Von diesem Standpunkte aus ist der Septemberverlrag in 
Preussen von fast allen Parteien besonders freudig begrüsst 
worden, weil Preussen durch denselben die nöthige Grundlage 
zu einer durchaus unabhängigen Stellung und Handelspolitik 
gewonnen habe und nun im Stande sei, die vielen seit Jahren 

„Unmöglich kann es in den Absichten der königlich preussischen 
Regierang liegen, den übrigen Zollvereinsregierungen eine solche Stellung 
anzusinnen, dass — während von ihnen verlangt wird einem ohne ihr Wissen 
und ihre Zustimmung abgeschlossenen Vertrage beizutreten, mim ihnen die 
Verhandlung über Vertragsentwürfe vorenthalt, bei deren Feststellung sie 
die Theilnahme Preussens nicht umgangen, sondern vergeblich gesucht haben. 
Unmöglich kann die preussische Regierung erwarten, dass die übrigen 
Zollvereinsregierungen ohne Unterschied sich einem in solcher Weise ein- 
seitig festgestellten Programme der Verhandlungen unterwerfen etc." 

Vgl. Augsburger Allg. Z. vom 25. Mai 1852. Beilage. 
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von Suddeutschland aus über Preussen ergossenen Schmähungen 
sowie die Vorstellung, dass Preussen den Zollverein zu po- 
litischen Zwecken ausbeuten wolle, mit einem Schlage zu wi- 
derlegen. 

Die Ansicht, das Preussen die Interessen seiner Gewerb- 
thätigkeit wie seiner Finanzen selbstständig wahrnehmen 
und über dieselben nur im eignen Rathe und allein entscheiden 
müsse, selbst auf die Gefahr hin den Zollverein darüber zerrissen 
zu sehen, ist wie bereits erwähnt, sowohl von den Kammern 
und Provinzialständen als auch von der Presse fast ohne Aus- 
nahme getheilt worden. 

Es hängt hiemit zusammen, dass man die vorliegende Streit- 
frage im Wesentlichen auf die zurückführen zu können und 
selbst zu müssen glaubte, ,ob höhere oder niedrigereZölle 
dem Interesse Preussens entsprechender seien, also auf einen 
Streit über die zweckmässigste Handelspolitik — eine 
innere Angelegenheit, die Preussen für sich allein zu erledigen 
habe, in Erwartung, welche seiner früheren Bundesgenossen 
sich in Uebereinstimmung mit seinen Interessen und Ansichten 
finden würden. 

Dessen ungeachtet hegten die preussischen Staatsmänner 
wie den Wunsch so die Hoffnung, dass durch die befolgte Po- 
litik der Bestand des Zollvereins nicht gefährdet werden würde. 
Die Kündigung der Verträge wurde nur als formell bezeichnet, 
und der lebhafte Wunsch ausgedrückt, dass ihre Erneuerung 
gelingen möge. Man war bemüht zu zeigen, dass die Schritte 
Preussens den Interessen 'auch der übrigen Zollvereinsstaaten 
durchaus, entsprechend seien und Preussen nicht unterlassen habe 
auf diese und die Erhaltung des Zollvereins jede nur mögliche 
Rücksicht zu nehmen. 

Die Erklärung der übrigen Zollvereinsstaaten, unter gewissen 
Bedingungen den Vertrag vom 7. September annehmen zu wollen, 
wurde als ein Beweis angesehen, dass die Maassnahmen Preussens 
an sich die Interessen der übrigen Zollvereinsstaaten nicht 
verletzten; und noch in dem letzten veröffentlichen halboffi- 
ciellen Schriftstück wird das Bedauern ausgesprochen, dass 
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die Verhandlungen über Erneuerung der Verträge lediglich an 
einer „Form frage" gescheitert seien 1 ). 

Auch die Presse sprach sich anfänglich entschieden dahin 
aus, dass die Schritte, welche sie mit Beifall begrüsste und zu 
denen sie die Regierung zum Theil mit Heftigkeit drängte, 
nicht zur Auflösung des Zollvereins führen, vielmehr am 
sichersten dazu dienen würden, denselben zu erhalten. Nach 
dem Grundsatze si vis pacem para bellum sei es die sicherste 
und am schnellsten zum Ziele führende Politik, die Eventualität, 
dass der Zollverein zerreissen könne, fest ins Auge zu fassen 
und sich darauf vorzubereiten. Dann werde es nicht dazu 
kommen. Denn die süd- und noch mehr die mitteldeutschen 
Staaten könnten sich nicht von Preussen trennen ohne darüber 
zu Grunde zu gehen. 

In dem Maasse als indess die Aussicht sich trübte, dass auf 
dem eingeschlagenen Wege die Wiedererneuerung der Zollver- 
einsverträge gelingen werde, wurde mit steigender Wärme und 
Entschiedenheit die Ansicht verfochten, dass eine Trennung mit 
dem Süden Deutschlands für Preussen nur vor t heilhaft sein 
würde. Die Verbindung mit demselben habe für seine Finanzen 
Verluste erzeugt und Preussen in der Erkenntniss und Wahr- 
nehmung seiner wirklichen Interessen vielfach gehemmt und irre 
geleitet. Ein norddeutscher Zollverein würde für seine Finanzen 
sehr viel vortheilhafter sein, die Annahme gesunder Handels- 
grundsätze und somit einen glänzenden Aufschwung des Verkehrs 
zur gewissen Folge haben. 

Ist man doch so weit gegangen die süd- und mitteldeut- 
schen Staaten vor der „trügerischen Hoffnung", als könne der 
Zollverein dennoch erhalten worden, zu warnen. Die Aufstel- 
lung eines besondern Zoll - und Handelssystems sei für Preussen 
nunmehr eine Nothwendigkeit geworden. Kaum dass noch 
Worte des Bedauerns über diesen Ausgang des Versuches den 
Steuerverein mit dem Zollverein zu verbinden ausgesprochen 
und der Versuch gemacht wird, die Schuld dieses Resultates 
von Preussen abzulehnen. 



1) Beiträge zur Bcurlheilung der Zollvereinsfrage. Berlin 1852. Vor- 
wort. S. 21. 
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Die Gefahr. 

Ist die Auflösung des Zollvereins wirklich ein Ereigniss, 
welches Preussen abwarten, dem es mit einiger Ruhe entgegen- 
sehen kann? 

Stellen wir uns dabei zunächst selbst auf den besonderen 
Standpunkt Preussens; nehmen wir für wahr an, was von 
preussischen Blättern so allgemein behauptet wird, dass Preussen 
in einem norddeutschen Zollverein seine materiellen Interessen 
besser gewahrt finden werde, als in dem bestehenden. Ist denn 
die Erhaltung seines eigenen Wohlstandes die einzige 
Rücksicht, welche Preussen bei Erwägung der Frage, welche 
Ergebnisse die Auflösung des Zollvereins nach sich ziehen werde, 
zu nehmen hat? 

Was wird in diesem Falle aus dem übrigen Deutschland? 

Der Segen, welchen der Zollverein für unser gemeinsames 
Vaterland in jeder Beziehung zur Folge gehabt hat, ist zu oft 
Gegenstand der gründlichsten und ausführlichsten Erörterungen 
gewesen, als dass sich irgend Jemand, der diesem Gegenstande 
nur die mindeste Aufmerksamkeit zugewendet hat, über den 
Umfang der Verluste und Nachtheile, welche die Auflösung des 
Zollvereins mit sich bringen müssle, täuschen könnte. Gerade 
von preuss,i sehen Blättern ist am entschiedensten und nach- 
drücklichsten hervorgehoben, wie die Finanzen Baierns und 
Württembergs, die Industrie von Sachsen und Baden in ihren 
Grundfesten erschüttert und mit unmittelbarer Vernichtung be- 
droht werden würden, wenn diese Staaten wirklich von Preussen 
sich trennen wollten. Gerade von preussischen Blättern ist am 
ausführlichsten erörtert, wie der Wohlstand der Pfalz, beider 
Hessen und Nassau's den Bestand des Zollvereins nicht wenige 
Monden überleben würde. 

Wir halten diese Ansichten für durchaus begründet. Hat 
nun Preussen hierauf keine Rücksicht zu nehmen? Das war 
mindestens die Ueberzeugung der preussischen Staatsmänner nicht, 
als der Zollverein ins Leben gerufen wurde; das ist nicht der 
Standpunkt, von dem aus die Verdienste Preussens um die 
Gründung und Erweiterung des Zollvereins so oft und mit so 
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vieler Genugthuung hervorgehoben sind und geltend gemacht 
werden konnten. 

Häufig genug und feierlich hat Preussen es für seine Auf- 
gabe erklärt die Wohlfahrt und die Einheit Deutschlands zu 
begründen; es hat verheissen in der Erfüllung dieses Be- 
rufes seine Macht und seine Ehre zu suchen. Und in der 
That, es hat in dieser Beziehung seine Aufgabe nicht ver- 
kannt, noch über den Weg zur eignen Grösse sich getäuscht. 

Es ist sein Beruf für Deutschlands Wohl nicht minder wie 
für das eigne zu sorgen, es ist die Wahrheit, dass es 
die eigene Macht und Ehre in der Deutschlands zu 
suchen hat. 

Ist Preussen nicht fähig seinem Berufe zu genügen und 
und seine Aufgabe zu lösen; zerreisst das Band, welches die 
getrennten Glieder Deutschlands zu einer wirklichen Einheit zu 
verknüpfen begann; geht der Wohlstand Deutschlands zu den 
Füssen Preussens in Trümmern, so hat Preussen zugleich die 
Bedingungen seines eignen Lebens verloren. 

Die Geschichte hat uns in dieser Beziehung bereits eine 
unzweideutige Lehre gegeben. 

Der Versuch Preussens Wohlfahrt durch ein norddeutsches 
Handelsbündniss zu begründen und den Süden Deutschlands seinem 
eigenen Schicksale su überlassen, könnte nur mit dem Baseler 
Frieden verglichen werden, und würde — auch wenn die Resul- 
tate für den materiellen Wohlstand seiner Mitbürger zunächst 
gleich günstig sein sollten — zuletzt ohne Zweifel dieselben 
traurigen Folgen haben. 

Die deutschen Fürsten können sich unmöglich darüber ver- 
blenden, welchen Vorwürfen und Gefahren sie sich aussetzen, 
wenn sie die in ihre Hände übergegangene Aufgabe die Einheit 
Deutschlands zu begründen in solcher Weise lösen. 

Die Eifersacht, gegenseitige Abneigung und Geringschätzung, 
welche die Herzen der deutschen Stämme gegenwärtig leider 
erfüllt, würde durch fühlbare Noth und selbstverschuldetes Elend 
zu grimmen Hasse angefacht und das durch neue Zollinien zer- 
rissene Deutschland dem äussern Feinde ähnlich wie im Anfang 
dieses Jahrhunderts die willkommene Gelegenheit bieten auf den 

ZeiUchr. für SUatlw. 1852. 4t Heft. 39 
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allgemeinen Umsturz der bestehenden Ordnungen seine Gewalt- 
herrschaft zu gründen. 

Die Genugtuung, dass die kleineren Staaten einige Jahre 
früher vom Verderben ereilt würden, wäre für ein acht 
preussisches Herz wahrlich keine befriedigende. Eben so wenig 
könnte das Bewusstsein an dem allgemeinen Unglück keine 
„Schuld" zu haben uns mit Recht trösten. Denn durch 
unsere in den Jahren 1849 und 50 befolgte Politik haben wir 
die Fürsten selbst in Stand gesetzt und veranlasst die Erhaltung 
ihrer unbeschränkten Souveränität zu dem ersten Gesichtspunkte 
ihres Strebens zu machen, und haben uns des Rechtes wie der 
Macht begeben, die Interessen der Völker gegen irre geleitete 
Ansichten ihrer Fürsten zu vertreten. Danach haben wir die 
Fürsten in eben dem Punkte angetastet, den als den empfindlich- 
sten zu betrachten wir sie selbst gelehret. — 

Die Auflösung des Zollvereius würde indess nicht blos mit 
Rücksicht auf ihre Folgen für das gemeinsame Vaterland 
zuletzt auch für Preussen verderblich sein. 

Wie falsch und den klarsten Thatsachen entgegen die An- 
sichten derjenigen sind, welche Preussen durch die Verbindung 
mit Süddeutschland benachteiligt glauben und sich von einem 
norddeutschen Handelsbunde einen neuen Aufschwung des Ver- 
kehrs versprechen, wird am anschaulichsten, wenn man ihre bis 
zur äussersten Consequenz entwickelte Gestaltung ins Auge fasst. 
Es ist bekannt genug wie oft und mit welcher Zuversicht un- 
längst die Behauptung ausgesprochen ist, die Rheinprovinz oder 
gar alle Theile der preussischen Monarchie, in welchen die 
Industrie eine wichtige Rolle spielt und daher ähnliche volks- 
wirtschaftliche Ansichten herrschen wie in Süddeutschland, seien 
nur hemmende Bleigewichte für alle freien und kräftigen 
Bewegungen unseres preussischen Vaterlandes. Die Macht und 
Wohlfahrt desselben beruhe auch heule noch im wesentlichen auf 
dem Gedeihen der älteren, ackerbautreibenden, Provinzen welche 
den Kern und Keim seiner jetzigen Grösse umschlossen hätten. 
Das Leben eines Kindes ist allerdings frischer , und sein 
Körper gelenkiger als der eines erwachsenen Mannes; doch 
wird man diesem seine frühere Behendigkeit und Biegsam- 
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keit durch Abtrennung einiger Glieder sicherlich nicht wie- 
dergeben. 

Das Blut, welches unserem Staatskörper Kraft und Leben 
giebt, kreist nicht mehr allein in den Grenzen des preussischen 
Gebietes. Wir wissen es selbst schwerlich im ganzen Umfange 
zu ermessen wie viele der edelsten Organe unseres Volkslebens 
verletzt und zerschnitten werden würden, wenn der Zollverein 
wirklich zerrissen werden sollte. Um sich gegen die auch nur 
theilweise Anerkennung dieser Wahrheit ganz verschliessen zu 
können, müsste man alles verleugnen und vernichten, was von 
den ausgezeichnetsten preussischen Staatsmännern und Schrift- 
stellern seit der Gründung des Zollvereins und bis zum Beginn 
der jetzigen Krisis über die Folgen desselben für Preussen in 
finanzieller wie in staatswirthschaftlicher Beziehung gesagt und 
geschrieben worden ist. 

Endlich sind wir auf das festeste davon überzeugt, dass die 
Hoffnung, Preussen werde in einem norddeutschen Handelsbunde 
einen reichlichen Ersatz für die Auflösung des Zollvereins finden 
eine durchaus trügerische ist. Wir werden an der Ausführung 
des Septembervertrages, insofern Preussen sich wirklich von 
Süd- und Mitteldeutschland trennt, zweifeln, bis der neue Zoll- 
verein als vollendete Thatsache vor unsern Augen steht. 

Die finanziellen Vortheile, auf welche Hannover beim 
Abschluss des Vertrages ein so entscheidendes Gewicht gelegt 
hat, würden bei einer Lostrennung von Süd- und Mitteldeusch- 
land erheblich geschmälert werden, wo nicht ganz verschwinden. 
Die Kosten der Grenzbewachung würden sich ungemein steigern ; 
die völlige Revolution des Verkehrs und die damit verbundene 
Erschütterung des Vertrauens auf die Erhaltung des Friedens, 
würde Stockungen des Gewerbetriebes, Schmälerung des Ver- 
brauchs und sonach der Einnahmen wenigstens in den ersten 
Jahren wohl ziemlich unvermeidlich zur Folge haben. Endlich 
hat Hannover in solchem Falle die Herabsetzung des ihm be- 
willigten Präcipuums zu erwarten. Die Aussicht auf einen 
späteren Ersatz für anfängliche Verluste dürfte bei der Un- 
sicherheit der öffentlichen Verhältnisse für Hannover wenig 
lockend sein. 

39* 
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In staatswirthschaftlicher Beziehung hat sich Hannover von 
einer Verbindung mit Preussen allein keine erheblichen Vortheile 
zu versprechen, da ein Absatz für hannoverische Erzeugnisse 
nach Preussen in irgend bedeutendem Umfange nicht voraus- 
zusehen ist, und die Hannoveraner ihre Bedürfnisse an Fabrikaten 
und Kolonialwaaren nach der Zolleinigung mit Preussen nicht 
billiger sondern theurer zu kaufen haben werden. 

Die politischen Rücksichten, welche für Hannover mit 
bestimmend gewesen sein mögen, sich einer Vereinigung mit 
dem gesammten Zollverein nicht hartnäckig zu entziehen, 
verkehren sich — sobald es sich um eine Vereinigung mit 
Preussen allein handelt — in ihr gerades Gegentheil. 

Es ist bekannt genug, welche grosse Abneigung Hannover 
von je gehabt hat seine isolirte Stellung — welche ihm die 
Leitung der Angelegenheiten im Steuerverein sicherte — 
aufzugeben , um neben Preussen eine untergeordnete Rolle zu 
spielen. 

Bei einer Verbindung mit Preussen allein erachtet es — 
wie die Sprache der hannoverischen Blätter unzweifelhaft zeigt — 
seinen Einfluss auf eine kaum erträgliche Weise beeinträchtigt 
und selbst seine Selbstständigkeit gefährdet. Die hannoverische 
Presse hat es offen ausgesprochen, dass Hannover Preussen ge- 
genüber in politischer Beziehung durchaus die Interessen und 
die Stellung der übrigen deutschen Mittelstaaten theile. 
Nachdem die Verhandlungen über die Erneuernng der Zollver- 
einsverträge entschieden einen politischen Charakter ange- 
nommen haben und es sich im Wesentlichen darum handelt, ob 
die Mittelstaaten die Entscheidung Preussens allein über gemein- 
same Interessen sich gefallen lassen wollen und sollen oder nicht, 
kann man schwerlich erwarten, dass Hannover sehr geneigt sein 
wird, durch seine Verbinduug mit Preussen es diesem zu erleich- 
tern, die Mittelstaaten zur Annahme der von ihm gestellten Bedin- 
gungen zu nöthigen. Dazu hat Hannover bei Gelegenheit des Ab- 
bruchs der Verhandlungen mit den Darmstädter Verbündeten die Er- 
fahrung gemacht, wie sehr Preussen auch ihm gegenüber geneigt 
ist , Angelegenheiten , welche die beiderseitigen Interessen 
tief berühren, nach seinem eignen Ermessen und für sich allein 
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zu entscheiden. Um so gewisser darf man voraussetzen, dass 
es nicht das Ziel der hannoverischen Politik sein wird, Preussen 
in einer Stellung gegen die übrigen Mittelstaaten zu unterstützen, 
durch welche es sich selbst verletzt fühlt. 

Ob Hannover noch die Mittel in Händen hat, sich der Aus- 
führung des Septembervertrages im Falle der Auflösung des 
Zollvereins zu entziehen, ohne sich eines offenen Rechtsbruches 
schuldig zu machen, lassen wir unerörtert. Es würde einem 
Preussen nicht ziemen selbst Zweifel an der Gültigkeit eines 
von seiner Regierung abgeschlossenen Vertrages anzuregen. 
Die im Jahre 1850 gemachte Erfahrung lässt uns indess auf die 
Haltbarkeit und Zuverlässigkeit von Verträgen, welche unter 
gewissen Voraussetzungen geschlossen werden und für andere 
Eventualitäten fernere Verhandlungen vorbehalten und unver- 
meidlich machen, kein Vertrauen setzen. Dass es an Beweis- 
führungen, welche auch in diesem Falle die Nichtverbindlichkeit 
des Vertrages darzuthun bemüht waren, nicht gefehlt hat, ist 
bekannt genug. 

Die schwankende Stellung Hannovers bei den seitherigen 
Verhandlungen zwischen Preussen und den süddeutschen Staaten 
hat ohne Zweifel darin ihren Grund, dass so lange noch die 
Vereinigung des Steuervereins mit dem Zollverein in Aussicht 
stand, sein Interesse und seine Ansichten in Beziehung auf die 
staatswirthschaftlichen Fragen mit denen Preussens zusammen- 
fielen; dagegen hinsichtlich der sich erhebenden politischen 
Differenzen es in der Stellung Baierns und Sachsens zugleich 
seine eigene erblickte. 

Wenn nach Auflösung des Zollvereins das Gewicht der 
staatswirthschaftlichen und politischen Interessen nicht mehr in 
entgegengesetzter Richtung sich geltend macht, wird — wie wir 
besorgen — die Entscheidung auch nicht länger zweifelhaft sein. 
Nach den Lehren der Erfahrung kann man sich selbst darüber 
nicht tänschen, dass — wenn es selbst gelingen sollte die staats- 
wirthschaftlichen und finanziellen Wünsche und Bedürfnisse 
Hannovers bei einem Bunde mit Preussen allein vollständig zu 
befriedigen — die politischen, oder wie man sie zu nennen 
beliebt hat, „die lediglich formellen" Rücksichten sich dennoch 
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hier wie an anderen Orten als die überwiegenden erweisen 
dürften. 

Wir sind daher auf das Tiefste davon überzeugt, dass die 
Hoffnungen derer, welche in dem Septemberverlrage die feste 
Grundlage für eine völlig unabhängige und freie Handelspolitik 
Preussens gewonnen zu haben glauben, bald auf das bitterste 
und empfindlichste sich getäuscht finden werden. Ja wir meinen, 
dass schon jetzt deutlich genug zu erkennen ist, wie der ein- 
geschlagene Weg statt Preussen seine volle Selbstständigkeit und 
einen neuen Aufschwung seines Wohlstandes zu sichern, viel- 
mehr beides auf das empfindlichste bedroht. 

Für die Ausführung seiner Pläne ist Preussen an die Mit- 
wirkung eines widerwilligen Bundesgenossen gewiesen, welcher 
seine isolirte Stellung liebt und zn behaupten vermag. Derselbe 
hält sich nun in kühler Entfernung und verwandelt alles was 
Preussen über die dringende Nothwendigkeit, der pein- 
lichen Ungewissheit über die Gestaltung der Zukunft ein baldiges 
Ende zu machen gesagt hat, in leere Worte, und alle Schritte, 
die es zur Herbeiführung einer endlichen Entscheidung gethan 
hat, in kraftlose Drohungen. 

Während Preussen seine Selbstständigkeit Bundesgenossen 
gegenüber, welche durch die stärksten Bande der Interessen und 
in voller Geltung stehende Verträge an seine Politik gefesselt 
waren, durch Schritte wahren zu müssen glaubte, welche wir 
nicht für motivirt erachten können, ist es in Wahrheit in Ab- 
hängigkeit von einer Mittelmacht geralhen, die ihre Abneigung 
mit Preussen in eine nähere Verbindung zu treten stets unver- 
holen an den Tag gelegt hat. 

Wenn bei irgend einer Frage, so wird es bei der vorlie- 
genden klar, dass nur derjenige zu einer richtigen Erkenntniss 
und unbefangenen Beurtheilung seiner eignen Interressen ge- 
langen wird, welcher nicht diese allein oder doch vorzüglich 
im Auge hat, sondern zugleich und mit eben der Sorg- 
falt die Wohlfahrt seines Nächsten zu befördern bestrebt ist. 
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Fehler des preussischen Standpunkts. 

Die Ursachen weshalb die von Preussen eingeschlagene 
Politik bis jetzt das Gegentheil von dem zur Folge gehabt hat, 
was man zu erreichen wünschte, sind wahrlich unschwer zu 
erkennen. 

Die Kundgebung, dass Preussen die Interessen seines Han- 
dels und seiner Finanzen selbstständig wahrnehmen müsse, 
veranlasste die süd- und mitteldeutschen Staaten sehr erklärlich, 
dieses Recht auch ihrerseits geltend zu machen. Die durch That- 
sachen bekräftigte Eröffnung, dass Preussen eine neue und ge- 
sonderte Stellung einnehmen werde, falls die bisherigen Verbün- 
deten seinen Ansichten und EntSchliessungen nicht beitreten 
könnten oder wollten, enthielt für die süd- und mitteldeutschen 
Staaten die Aufforderung auf diese Eventualität sich auch ihrer- 
seits vorzubereiten. Die in rücksichtsloser und verletzender 
Weise ausgesprochene Behauptung preussischer Blätter, dass die 
Mittelstaaten nicht im Stande seien sich von Preussen zu trennen 
und eine selbstständige Handelspolitik einzuschlagen ohne darüber 
zu Grunde zu gehen, reizte dieselben den Gegenbeweis anzu- 
treten. Die in diesen Behauptungen enthaltene Wahrheit veran- 
lasste bei dem einmal rege gewordenen Misstrauen und der 
eingetretenen Erbitterung vielmehr ein Anlehnen an Oestreich als 
eine Nachgiebigkeit gegen Preussen. 

Die Wahrheit ist: durch den 20jährigen Bestand des Zollver- 
eins sind für die verbündeten Staaten gern einsame Interessen 
und Güter erwachsen und zu einer entscheidenden Bedeutung für 
die Wohlfahrt und das Gedeihen aller betheiligten Länder erstarkt. 
Diese Interessen und Güter bestehen nicht blos in der Entwicke- 
lung neuer Industriezweige, in den bessern Preisen einhei- 
mischer Weine, und anderer Erzeugnisse des Bodens; in der 
Richtung welche Handel und Verkehr auf dem ihnen eröffneten 
freien Markt nach ihren eigenen Gesetzen eingeschlagen haben u. s. w. 
Nicht blos in den Vortheilen, welche für die Finanzverwaltung 
aller betheiligten Staaten daraus hervorgegangen sind. Vielmehr 
hat der Zollverein noch köstlichere Früchte gezeitigt, und diese 
sind es vorzugsweise gewesen, welche ihm die Aufmerksamkeit 
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und die lebhaftesten Sympathieen aller Vaterlandsfreunde zuge- 
wendet haben. 

Die Gründung des Zollvereines war ein wichtiger Schritt 
zur Lösung der Aufgabe, welche die historischen Verhältnisse 
nicht minder als die geographischen den deutschen Fürsten ge- 
stellt haben , die getrennten Glieder unseres deutschen Vater- 
landes wieder zu einem Leibe zu vereinen und zu gemeinsamem 
Leben zu erwecken. 

Die frischen Keime dieses wiedererwachten Lebens werden 
hoffnungslos getödtet, wenn der Zollverein zerrissen wird. 

Die Bedeutung des Zollvereins ist nicht blos eine commer- 
zielle und finanzielle , sondern auch eine politische. Poli- 
tische Beweggründe waren für Preussen wesentlich mit be- 
stimmend, den ersten Vertrag mit Hessen-Darmstadt abzuschliessen 
und mit allem Eifer die Ausdehnung des Zollvereins zu betreiben. 
Preussen hat an und in seinem eignen Staatsleben die politische 
Bedeutung des Zollvereins auf das unzweifelhafteste empfunden. 
Das Verlangen nach einer freien Verfassung wurde in 
Preussen durch die nähere Verbindung mit den kleinem deut- 
schen Staaten, welche eine solche bereits besassen, wo nicht 
zuerst geweckt so doch gewaltig gefordert und bis zu einer 
Macht gesteigert. Nur durch die Verdienste Preussens um die 
Begründung und Entwickelung des Zollvereins, nur durch seine 
Stellung in demselben, wurden die Augen aller Vaterlandsfreunde 
auf Preussen gelenkt, als auf die Macht, deren Beruf die Wie- 
derherstellung deutscher Einheit im Wege friedlicher Entwicke- 
lung sei. 

Ist dies nun wahr, wie es denn schwerlich bestritten werden 
kann, so ist es ein vergebliches Bemühen die vorliegende Frage 
als eine lediglich handelspolitische und finanzielle betrachten, 
behandeln und lösen zu wollen. Es ist eine verderbliche Täu- 
schung die Schwierigkeiten anderer Art, welche sich einer Ver- 
einigung entgegenstellen, als nur „formelle Fragen" von unter- 
geordneter Wichtigkeit anzusehen und zu bezeichnen, während es 
offen zu Tage liegt, dass diese Formfragen nur Masken sind hinter 
welchen sich die politischen Differenzen verbergen. Diese in 
ihrer wahren Gestalt aufzudecken trägt man Scheu, wegen der 
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Hoffnungslosigkeit, dieselben von dem eingenommenen Stand- 
punkte aus zu lösen, wegen des inneren Widerspruchs, in 
dem man befangen zu sein denn doch das dunkle Bewussl- 
sein hat. 

Es ist unrichtig, dass bei der Frage über die Wiederer- 
neuerung der Zollvereinsvertrage es sich nur um die beson- 
deren Interessen — volkswirtschaftliche und finanzielle — 
jedes einzelnen Staates handle, und ein jeder daher berechtigt 
sei, diese für sich zu erwägen und hernach zuzusehen mit 
welchen und wie vielen i'i Nachbarstaaten er zusammen gehen 
könne. 

Es sind gemeinsame Interessen von überwiegender Be- 
deutung da, welche an die Erhaltung des Zollvereins geknüpft 
sind und einer einheitlichen Leitung bedürfen. 

Indem Preussen die Erhaltung des Zollvereins davon abhängig 
macht, dass die übrigen Verbündeten der Entscheidung bei- 
treten, welche es in Beziehung auf Angelegenheiten des Ver- 
eins für sich allein getroffen hat, erhebt es thatsächlich den 
Anspruch über diese wichtigen Fragen in letzter Stelle selbst- 
ständig und allein beschliessen zu dürfen. Es taugt nicht 
hier irgend eine Schminke darum zu machen; denn dieser An- 
spruch Preussens ist in Wahrheit doch die Quelle aller der 
Schwierigkeiten, in welcher es seit einer Reihe von Jahren den 
übrigen deutschen Fürsten gegenüber verwickelt ist. 

Jemehr Preussen dem Grundsatze nach die Selbststän- 
digkeit und Unabhängigkeit der übrigen deutschen Fürsten an- 
erkennt und ihnen selbst behülflich gewesen ist dieselbe anderen 
Ansprüchen und Gefahren gegenüber zu wahren; desto tiefer 
wird es empfunden, wenn diese Selbstständigkeit von Preussen 
selbst thatsächlich angetastet wird. Um so tiefer, denn 
Preussen hat nach den von ihm selbst anerkannten Grundsätzen 
hierfür keine andere Rechtfertigung anzuführen als die „selbstän- 
dige Wahrnehmung seiner eignen Interessen" oder im günstig- 
sten Falle die behauptete Unmöglichkeit auf einem anderen Wege 
einen gemeinsamen Beschluss zu erzielen. 

Die Beschwerden der übrigen deutschen Staaten über eine 
eigenmächtige Behandlung gemeinsamer Fragen von Seiten 
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Preussens datiren nicht erst vom Tage des Abschlusses des 
Septembervertrages. 

Es ist bekannt genug wie der Abschluss der Handels- 
verträge von Seiten Preussens im Namen des Zollvereins 
Gelegenheit zu vielfacher Verstimmung gegeben hat; es ist im 
frischen Andenken wie tief Sachsen und Baden es empfanden, 
dass Preussen sich berechtigt hielt den Betrag seiner Kriegs- 
kosten selbstständig festzustellen und die Entschädigung dafür 
von Sachsen und Baden auf dem ihm gut scheinenden Wege 
einzuziehen; es ist erinnerlich, wie Sachsen und Hannover sich 
von der Union lossagten, als Preussen gegen ihren Willen die 
Versammlung zu Erfurt berief; wie bittere Beschwerden die 
übrigen Unionsstaaten darüber führten, dass Preussen die 
wichtigsten EntSchliessungen in Bezug auf ihre gemeinsamen 
Angelegenheiten gefasst habe, ohne mit ihnen darüber in eine 
vorgängige Berathung zu treten, ja oft selbst ohne ihnen 
Mittheilung davon zu machen. Es ist erinnerlich wie tief vor 
allen s ä m m 1 1 i c h e deutsche Fürsten es empfanden, dass Preussen 
sich für berechtigt hielt, Hessen mit seinen Truppen zu besetzen, 
obwohl es nach dem von ihm selbst eingenommenem Standpunkte 
dafür keine anderen Gründe mehr geltend zu machen hatte, als 
die Sicherung seiner eignen Grenzen. 

Dort liegt die tiefe Wunde; dort muss die Heilung ver- 
sucht werden; nur an dieser Stelle kann sie in Wahrheit ge- 
lingen. 

Die Lösung. 

Die Auflösung des Zollvereins wäre der Vorbote des 
Unterganges unseres gemeinsamen wie unseres beson- 
der e n Vaterlandes. Denn sie wäre der Beweis, dass die Kräfte, 
welche Zwietracht säen um Zerstörung und Elend aufgehen zu 
lassen, mächtiger in Deutschland sind, als die, welche Frieden 
und Eintracht herzustellen sich bemühen, damit Heil und Segen 
daraus erblühen. 

Die Bedeutung der Thatsache, dass die einzige bedeu- 
tende Massregel, welche zur Herstellung besserer öffentlicher 
Verhältnisse in Deutschland seit dem Frieden gelungen ist, hat 
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wiederaufgehoben werden können, um alle daraus entsprungenen 
wohlthäügen Folgen in ihr Gegentheil zu verkehren, Freude in 
Trauer, Wohlstand in Elend, Zuversicht und Vertrauen in Rath- 
losigkeit und Entmuthigung zu verwandeln, würde durch keine 
noch so gewandte Darstellung verschleiert, durch keine Ver- 
weisung auf die Zukunft gemildert, und ihre Folgenschwere für 
jeden einzelnen Staat durch keine Beweise oder vielmehr Ver- 
sicherungen der Nichtschuld abgewendet werden können. 

Die Verhütung dieses unglücklichen Ereignisses, die Lösung 
der vorliegenden Frage, ist an- die Anerkennung der Wahrheit 
geknüpft, dass der Zollverein so wenig als ein Staat und als 
ein Leib zerrissen werden dürfe, in der Hoffnung, die zer- 
stückten Glieder zu gelegener Zeit zu neuem Leben wieder zu- 
sammenfügen zu können. 

Die Erhaltung des Zollvereins ist das überall zuerst sicher 
zu Stellende; die Frage, welche Handelspolitik ihm fromme, 
welche neue Glieder demselben anzufügen seien, darf erst in 
zweiter Reihe zur Erwägung und Entscheidung kommen. 

Hiergegen hat Preussen ohne Zweifel zuerst gefehlt. 

Es hat verkannt, dass in der Frage über die Zukunft 
des Zollvereins und Preussens Stellung in demselben die 
deutsche Frage mitbeschlossen liegt; dass Preussen die Stel- 
lung, auf welche es in Europa Anspruch macht, ja selbst seinen 
Wohlstand und seine Unabhängigkeit nicht in der Trennung 
von dem übrigen Deutschland zu behaupten vermöge, daher auch 
nicht suchen dürfe. Der Wahlspruch „wer den Frieden will, 
muss zum Kriege rüsten" hat für Rom, einem Carthago gegen- 
über, gewisse Wahrheit gehabt; seine Frucht war gleichwohl 
auch für Rom unaufhörlicher Krieg. Für die Verhältnisse der 
deutschen Bundesstaaten untereinander gilt der Ausspruch „wer 
das Schwert nimmt, der soll durchs Schwert umkommen." 

Gleichwohl ist der Standpunkt, den Preussen in der letzten 
Krisis einzunehmen versucht hat, nicht ganz ohne Berechtigung. 

Seit länger als einem Jahrzehnt war in der inneren Ent- 
wicklung wie in dem äusseren Wachsthum des Zollvereins 
ein Stillstand eingetreten, der nach den allgemeinen Gesetzen 
aller Organismen auf eine Abnahme seiner Lebenskraft hindeutete. 
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Die natürliche Entwicklung des Zollvereins drängte auf eine 
wachsende Gemeinschaft aller Interessen der Finanzen, des 
Handels und Verkehrs. Was dagegen zur Herstellung einer 
Uebereinstimmung und zur Durchführung von Reformen in dieser 
Beziehung, z. B. hinsichtlich der inneren Verbrauchssteuern, des 
Münzwesens, des Papiergeldes, des Maasses und Gewichts- 
systems u. s. w. geschehen ist, kann fast nur als eine A ndeutun g 
dessen angesehen werden, was im allseitigen Interesse hätte 
geschehen sollen. Ebensowenig gelang im vorigen Jahr- 
zehnt die Ausdehnung des Zollvereins bis an die Nordsee. 

Zu diesen Beweisen einer eingetretenen Stagnation 
gesellten sich in wachsendem Maasse Anzeichen einer zu be- 
sorgenden Auflösung. 

Es wurde immer schwieriger, die verschiedenen Theile, 
welche bei der Fassung eines Beschlusses mitzuwirken hatten, 
zu einem Willen zu vereinigen. Die durch den Drang der 
Umstände nach langem Zögern zuletzt erzwungene Entscheidung 
war fortschreitend weniger das Ergebniss einer aufrichtigen 
Uebereinstimmung der Ansichten. Insbesondere wurde 
das grössere Gewicht , welches der Stimme Preussens im Ver- 
gleich mit den kleineren Staaten nach der Natur der Verhältnisse 
zufallen mussle, von einer wachsenden Verstimmung und 
einem beklagenswerthen Misstrauen begleitet. Endlich trat 
schon wiederholt der lange, aber mit steigender Anstrengung, 
vermiedene Fall ein , dass bei wichtigen Fragen die mühsam 
erreichte Vereinigung aller übrigen Zollvereinsstaaten an dem 
Widerspruche einer einzigen Regierung und selbst einer 
Kammer scheiterte. 

Genug, die Schwierigkeit, die Stimmen nicht nur jeder ein- 
zelnen Regierung, sondern auch aller Kammern in den einzelnen 
Staaten für die Veränderung einer jeden Tarifposition und für 
jede Zusatzbestimmung zu dem ursprünglichen Vertrage im Wege 
der freien Vereinbarung zu gewinnen, erwies sich mehr 
und mehr als unüberwindlich. Je ausgedehnter der Umfang und 
je grösser die Bedeutung der gemeinsam zu behandelnden An- 
gelegenheiten wurde, desto schwieriger ward die Erzeugung 
eines gemeinsamen Willens; je unentbehrlicher die 
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Gewissheit einer Fortdauer der Gemeinschaft, desto un- 
sicherer die Bürgschaft dafür. 

Die Thatsache ist an sich begreiflich genug, da ein theil- 
weiser Gegensatz der Ansichten und Interessen unter so vielen 
Betheiligten um so leichter entstehen und um so entschiedener 
hervortreten muss, je häufiger und wichtiger die Angelegenheiten 
werden, über welche ein gemeinsamer Beschluss zu fassen ist. 
Mit einem wirklichen Begiment, wie es zur Erhaltung, Leitung 
und Beförderung wichtiger gemeinsamer Interessen unerlässlich 
ist, erweist sich das liberum veto heute in Deutschland so un- 
verträglich als ehemals in Polen. 

So erklärt es sich, dass Preussen das Bedürfniss empfand, 
eine Entscheidung der Berathungen zu sichern, und es lag eben 
nicht fern, das Auskunflmittel in der Hervorhebung des eigenen 
Willens und der Hinstellung vollendeter Thatsachen zu suchen. 

Dennoch ist diess unzweifelhaft der falsche Weg. Eine 
unbefangene Erwägung, sowie die vorliegende Erfahrung lassen 
darüber keinen Zweifel. Der Faden Ariadne's, um aus diesem 
Labyrinthe zu entfliehen, kann nur in der Herstellung eines 
Organes zur Erzeugung eines gemeinsamen Willens 
oder in dem Uebergange des Zollvereins in einen politi- 
schen Körper gefunden werden. 

Es ist wahr, was so oft bemerkt ist, die Probleme, welche 
uns in Frankfurt und Erfurt gestellt waren, kehren bei der 
Zollvereinsfrage wieder. Es ist vergeblich, sich dieses verbergen 
zu wollen; es ist Täuschung, eine Lösung der Aufgabe bei 
einer minder umfassenden Behandlung derselben zu hoflen. 

Auf dem engeren Gebiete bestimmt vorliegender Interessen, 
deren Gemeinschaft und Bedeutung durch eine zwanzigjährige Er- 
fahrung klar nachgewiesen ist, muss der Versuch, für die ver- 
schiedenen deutschen Staaten ein gemeinsames Organ mit Be- 
schlusskraft zu bilden, erneuert und zum Ziele geführt werden. 

Die Aufgabe, deren Lösung den deutschen Fürsten und 
Völkern obliegt, kann nicht in einer einfacheren, weniger be- 
unruhigenden und dabei dringenderen Art und Weise vor sie 
gelegt werden. Hier ist ein auf Zeit zu verabredender und 
vertragsmässig festzusetzender Versuch möglich; hier kann 
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ein Anfang gemacht, eine Beschränkung des Gesammlwillens 
auf einzelne Gebiete beschlossen werden, mit der Hoffnung 
und Aussicht einer fortschreitenden Entwickelung , ohne einen 
Misstrauen erweckenden Zwang. 

Hier ist Raum für die Benutzung der Erfahrung und die 
allmälige Läuterung der Ansichten sowohl über das wahre eigene 
Interesse als über die unzweifelhaften Forderungen des Gesammt- 
wohls. 

Gelingt es auf diesem Wege nicht, das Ziel zu erreichen, 
so verschwindet wahrlich die Hoffnung die öffentlichen Verhält- 
nisse Deutschlands auf der Bahn einer friedlichen und ge- 
setzmässigen Entwickelung befriedigend regeln zu können. 

Die Lehren der Erfahrung. 

Soll die Bildung eines starken und lebenskräftigen Organes 
für die Leitung und weitere Entwickelung der gemeinsamen 
Angelegenheilen des Zollvereins gelingen, so kommt es nach 
den Erfahrungen, welche seit seiner Gründung und insbesondere 
in den letzten Jahren wiederholt gemacht sind, vorzüglich auf 
die Anerkennung und Beachtung zweier Wahrheilen an. 

Die eine ist, dass bei der Fassung gemeinsamer Beschlüsse 
die Mitwirkung einer allgemeinen Volksvertretung in An- 
spruch genommen werden muss ; die andere, dass die Fürsten 
der mittleren und kleinen deutschen Staaten sich zur Bildung 
eines Centralorgans nicht herbeilassen werden, wenn ihnen nicht 
eine entsprechende Stellung in demselben eingeräumt wird. 

Es ist nicht schwer einzusehen, dass die bisherige Stellung 
der Kammern in den einzelnen Staaten zu der Behandlung ge- 
meinsamer, den Zollverein betreffenden Angelegenheiten eine 
durchaus unhaltbare ist. Nach der Verfassung der Staaten, welche 
den Zollverein geschlossen haben, steht der oder den beiden 
Kammern in jedem einzelnen Staat das Recht zu, die von den 
Regierungen auf den Zollconferenzen vereinbarten Beschlüsse 
über die Ergänzung der Verträge und Aenderung der Tarif- 
posilionen u. s. w. entweder zu genehmigen oder abzulehnen. Es 
ist klar, dass die Einholung dieser Genehmigung nach dem 
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Schlüsse der Beralhungen auf den Conferenzen das Recht der 
Kammern entweder zu einem illusorischen macht und sie 
nöthigt, die Beschlüsse als geschehene Thatsachen einfach 
anzuerkennen; oder dass die Ausübung dieses Rechts von 
irgend einer Kammer das Resultat der Beratungen lediglich 
vereitelt, und die oft nur mühsam erreichte Vereinbarung 
wieder zerstört. Für eine wohlthätige, die Erreichung 
einer Verständigung erleichternde Wirksamkeit ist 
den Kammern gegenwärtig kein Raum geboten. Dagegen gibt 
die Geschichte des Zollvereins für die nachtheiligen Folgen 
des bisherigen Zustandes nach beiden Richtungen hin bereits 
genügende Beispiele. 

Gleich bei der Gründung des Zollvereins wurde es in den 
Kammern der einzelnen Staaten zur Sprache gebracht, dass das 
Leben und die Bedeutung derselben verkümmern müsse, wenn 
ihr Einfluss in Beziehung auf die wesentlichsten Interessen des 
Landes darauf beschränkt werde, die Beschlüsse der von den 
Regierungen allein beschickten Zollvereinsconferenzen nachträg- 
lich zu genehmigen. Gleichwohl ist denselben bis auf eine 
Ausnahme nichts anderes übrig geblieben. Dieser Ausnahmefall, 
die Weigerung der badischen Kammern, der verabredeten Er- 
höhung der Rübenzuckersteuer ihre Zustimmung zu ertheilen, ist 
seinerseits ein wenig erfreulicher gewesen; er zeigte , dass die 
Kammer eines minder bedeutenden Staates die Ausführung eines 
heilsamen und selbst dringenden Beschlusses verhindern und 
dadurch für die Finanzen aller Staaten beträchtliche Verluste 
herbeiführen könne. 

In diesen letzten Tagen noch dürften die Verhandlungen der 
hannoverischen und oldenburgischen Stände klar vor Augen gelegt 
haben, wie ganz unmöglich jede Vereinigung werden würde, 
wenn jede der vielen Kammern ihre Genehmigung der von den 
Regierungen getroffenen Vereinbarungen und geschlossenen Ver- 
träge an Bedingungen knüpfen oder gar von der Abänderung 
einzelner Bestimmungen abhängig machen wollte ; wie wesentlich 
auf der anderen Seite ihr Einfluss und ihre Macht beschränkt 
wird, wenn ihnen nichts übrig bleibt als einfach zu genehmigen, 
was ohne ihre Mitwirkung beschlossen wurde. 
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Dagegen ist es offenbar, dass die Kammern der einzelnen 
Staaten an Bedeutung nicht verlieren, sondern gewinnen 
würden, wenn sie durch das Mittel ihrer Abgeordneten einen 
wirksamen Einfluss auf die Berathung und Behandlung der ganzen 
Zollvereinsangelegenheiten erlangten. Sie würden von dem ge- 
meinsamen Körper, dem sie einverleibt sind , zehnfältig 
wieder erlangen, was sie demselben von ihrer isolirten 
Selbstständigkeit opfern. 

Noch mehr leuchtet ein, dass nur von dem Leben und dem 
Geist, den ein solcher gemeinsamer Körper unfehlbar erzeugen 
würde, die Heilung der innern Krankheit verhofft werden kann, 
welche nun die Auflösung des Zollvereins herbeizuführen droht; 
die Ueberwiitdung des Gegensatzes der Interessen und Ansichten, 
welcher bei einer Verbindung so vieler Staaten von der ver- 
schiedensten Grösse unvermeidlich bisweilen hervortreten muss. 
Wer mag leugnen, dass Maassregeln, welche dem Wohle von 
ganz Deutschland unendlich förderlich sein würden, dennoch 
dem besondern Interesse Hamburgs oder Braunschweigs entgegen 
sein, dass Forderungen, die für eine Stadt oder einen Bezirk 
ein grosses Gewicht haben mögen, für den ganzen Zollverein 
sehr unerheblich erscheinen können! 

Dazu veranlasst die I s o 1 i r u n g eine einseitige und 
beschränkte Auffassung der besonderen Interessen, welche 
nur um so hartnäckiger festgehalten wird, je unrichtiger 
sie ist. Vor allen Dingen ist es leider nur zu offenbar, dass 
die jüngsten Ereignisse den Samen der Zwietracht und selbst 
der gegenseitigen Abneigung in die Herzen der Völker aus- 
gestreut haben, welcher verderbliche Frucht zu bringen droht. 
Solange die Engherzigkeit nicht schwindet, welche in jedem 
augenblicklichen Opfer einen dauernden Verlust erblickt, und 
das Misstrauen nicht ausgetilgt ist, welches von jedem Gewinn 
des Nachbarn eine Beeinträchtigung des eigenen Vor theils 
fürchtet, kann man ein günstiges Resultat der Zollvereinscon- 
ferenzen nimmermehr erwarten. 

Nur das Bewusstsein eines gemeinsamen Vaterlandes 
kann die unerlässliche Sinnesänderung bewirken. Dieses Be- 
wusstsein wird durch einen gemeinsamen Körper wieder 



wirklich zerrissen werden? 595 

erweckt werden und erstarken. Die Wahrheit, dass auf der 
Erhallung des Zollvereins die Hoffnung einer besseren Zukunft 
unseres Vaterlandes wesentlich beruht, wird wieder anerkannt 
und beherzigt werden. In dein Feuer der Vaterlandsliebe zer- 
rinnen die nur scheinbaren Gegensätze besonderer Interessen 
schnell, und die wirklich vorhandenen werden leicht verschmolzen. 

Endlich sei darauf hingewiesen, dass auf der Zuziehung 
von Abgeordneten der Kammern die Möglichkeit beruht, in dem 
Centralorgan den bedeutenderen Staaten das entsprechende grös- 
sere Gewicht bei der Entscheidung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten einzuräumen, ohne das Interesse der Selbstständigkeit der 
einzelnen Staaten aufzuopfern. 

Diess führt uns zu der Betrachtung der zweiten Bedingung, 
an deren Erfüllung die Möglichkeit der Herstellung eines lebens- 
kräftigen Centralorganes für den Zollverein geknüpft ist. 

Die Ereignisse der letzten Jahre, insbesondere das Scheitern 
der Union, beweisen für ein unbefangenes Auge unwiderleglich, 
dass die Fürsten der Mittelslaaten sich den Beschlüssen keines 
Körpers freiwillig unterwerfen werden, in welchem sie nicht 
selbst eine einflussreiche und ehrenvolle Stellung einnehmen. 
In den Königreichen steht der conservative Theil der Bevölke- 
rung den Fürsten in dieser Beziehung zur Seite. 

Die Erfahrung hat aber nicht bewiesen, dass die Fürsten 
und Völker Deutschlands der Schaffung eines Gesammtwillens 
überhaupt kein Opfer zu bringen geneigt wären. Ueber das 
Maass dieses Opfers ist Streit; der kleinere Staat will sich keiner 
Pflicht unterziehen, welche der grössere nicht für sich als bin- 
dend anerkennt. So ist denn das Beispiel der grössten ent- 
scheidend. Für den, welcher die gedeihliche Entwickelung der 
Verfassung unseres Gesammlvaterlandes allein im friedlichen und 
gesetzlichen Wege erwartet, ist daher kein anderer Ausweg als 
dieser: Preussen muss die Opfer seiner besonderen 
Selbständigkeit selbst bringen, welche es von den 
übrigen deutschen Staaten im Interesse des Ge- 
sammlvaterlandes fordert. Es darf im Rath der Fürsten 
keine andere Stellung für sich in Anspruch nehmen, als diese 
ihm freiwillig einzuräumen geneigt sind. 

Zeitschr. für SUaUw. 1852. 4* Heft. 40 



596 Soll der Zollverein 

Rechtlich hat Preussens Krone auch gegenwärtig im Zoll- 
verein keine bevorzugte Stimme, und das facti sehe Ueber- 
gewicht, welches sie seither geltend gemacht oder geltend zu 
machen versucht hat, ist wie oben erörtert die vorzüglichste 
Ursache der jetzigen Krisis. 

In einem norddeutschen Zollverein — wenn er wirk- 
lich zustande kommen sollte — würde es Preussen noch weniger 
gelingen als in dem jetzt bestehenden, seiner Stimme durch den 
darauf gelegten Nachdruck oder gar durch die in Aussicht ge- 
stellte Trennung von den Verbündelen ein grösseres Gewicht 
beizulegen , als der Vertrag ihm zusichert — d.h. das gleiche 
Stimmrecht mit Hannover, Oldenburg und Braunschweig. Ein 
völliges Zurückziehen auf sich selbst, ein Zurückgehen auf das 
Jahr 1818, könnten wir nur mit dem Unternehmen eines Stromes 
vergleichen, zu seinen Quellen wieder aufzusteigen. Preussen 
befindet sich daher nach unserer Ueberzeugung in derselben Lage 
wie die Regierungen der übrigen deutschen Staaten und die 
einzelnen Kammern, dem zu gründenden Cenlralorgane und da- 
mit dem Vaterlande vielmehr scheinbare als wirkliche 
Opfer bringen zu sollen, nämlich das Opfer einer Stellung, 
oder richtiger gesagt eines Anspruchs, welchen es nicht 
behaupten kann, weder im Zollverein noch ausserhalb 
desselben. 

Der deutsche Bund. 

Die Wahrheit , dass der Zollverein , um in seiner weitern 
Entwickelung nicht gehemmt und in seinem Bestände nicht ge- 
fährdet zu werden, aus der Form eines nur völkerrecht- 
lichen Vertrages in die eines staatsrechtlichen Körpers 
hinübergeführt werden müsse, ist schon häufig ausgesprochen 
und kaum bestritten worden, wenn sie in allgemeinen Ausdrücken 
hervorgehoben wurde. Nur die Folgerungen daraus hat man 
entweder zu ziehen ganz unterlassen oder dieselben den eigenen 
Wünschen angepasst. 

So ist von verschiedenen Seiten aus diesem Vordersatz der 
Schluss hergeleitet worden, die Zoll- und Handelsangelegenheiten 
seien vor das Forum des deutschen Bundes zu ziehen. 
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Wir wissen indess nicht, wie man nach den Lehren der 
Erfahrung irgend hoffen kann, dass dieser Weg zu einem er- 
freulichen Ziele führen werde. 

Der deutsche Bund hat über dreissig Jahre Zeit gehabt, diese 
Angelegenheiten zu ordnen, ohne gleichwohl das mindeste zu 
leisten; er hat in unseren Tagen nicht vermocht, die deutsche 
Flotte zu erhalten; und selbst mit der vorliegenden Frage hat 
er sich dem Wesen nach bereits in Dresden und Frankfurt 
beschäftigt. 

Auch in anderer Beziehung lehrt ein unbefangener Blick 
auf die Thatsachen unmittelbar, dass die Hinweisung auf den 
Bund zur Lösung der vorliegenden Frage nicht genügt. Der 
Zollverein umfasst gegenwärtig noch nicht das Gebiet des ganzen 
Bundes und kann durch ein Machtgebot und Zwang nicht über 
dasselbe ausgedehnt werden. So lange auch nur Mecklenburg, 
Holstein und Hamburg sich fern von demselben halten, finden 
die Bestimmungen der Bundesactc auf denselben keine Anwen- 
dung , und wird es nach unseren obigen Erörterungen unerläss- 
lich für die Behandlung der Zollvereinsangelegenheiten mindestens 
interimistische Organe zu schaffen, welche seine Erhaltung sichern 
und seine weitere Ausdehnung ermöglichen. 

Das entscheidende Moment liegt indess darin, dass der 
Bund selbst einer wesentlichen Umgestaltung bedarf 
und an eben den liebeln krankt, welche die weitere Entwicke- 
lung des Zollvereins gehindert haben und nun seine Auflösung 
herbeizuführen drohen. 

Gerade in den wichtigsten Angelegenheiten kann der Wider- 
spruch einer Stimme das Zustandekommen eines Beschlusses ver- 
eiteln. Auch dem Bundestage fehlt die Mitwirkung einer Volks- 
vertretung , welche — neben einer Versammlung der Fürsten — 
nach unserer Ueberzeugung allein im Stande ist, den wahren 
Gemeingeist zu erzeugen , also dem Körper Leben einzuhauchen 
und Gedeihen zu gewähren. 

Wir erblicken vielmehr in der zweckmässigen Gestaltung 
des Zollvereins zu einem politischen Körper den einzig 
möglichen Weg, die Bundesverfassung selbst von ihren 
Mängeln zu befreien. Wir halten es für möglich, auf einem 

40* 
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ebensowohl geographisch als in Hinsicht auf seine Rechtssphäre 
beschränkten Gebiet die Form zu finden, welche die Inter- 
essen der Selbstständigkeit und das Bedürfniss eines Gesammt- 
willens gleichraässig befriedigt. Wir halten es aber für un- 
möglich, eine durchaus mangelhafte Verfassung, welche alle 
Fragen in sich aufgenommen hat, ohne eine genügend zu 
beantworten, und eine Menge von Widersprüchen unver- 
söhnt in sich birgt, durch sich selbst zu verbessern. 

Preussen und Oestreich. 

Die gegenwärtig herrschenden Zwistigkeiten über die Art 
und Weise der Erneuerung der Zollvereinsverträge sind bereits 
mehrfach offen als die Fortsetzung des hundertjährigen Wett- 
streits zwischen Oestreich und Preussen um den entscheidenden 
Einfluss in Deutschland bezeichnet worden. 

Die preussischen Blätter haben fast ohne Ausnahme das 
Verhalten der süd- und mitteldeutschen Staaten in der Zollver- 
einsangelegenheit auf den Einfluss und die Leitung Oestreichs 
zurückgeführt. Diesem wird bald die Absicht beigemessen, den 
Zollverein zu sprengen , um dadurch dem Einflüsse auf Deutsch- 
land die Wurzel abzugraben, bald der noch kühnere Plan unter- 
gelegt, den ganzen Zollverein und mit demselben Preussen an 
das Rad seiner Politik zu fesseln. 

Umgekehrt sehen die süddeutschen und östreichischen Blätter 
in dem Verhallen Preussens die offenbare Absicht , Oestreich 
von dem übrigen Deutschland möglichst fern zu halten, damit 
dieses seinein Einflüsse sicher anheimfalle. 

Gewiss ist, dass in der Zollvereinsfrage — wie sie nunmehr 
vorliegt — über die Stellung der beiden Grossmächte in Deutsch- 
land mitentschieden werden muss und werden wird. 

Oestreich hat gar kein Hehl daraus gemacht, dass es die 
Frage also ansehe; es hat vielmehr ausdrücklich ihre Lösung in 
diesem Sinne in Angriff genommen. 

Die Depesche vom 30. Mai 1850 sprach es offen aus, dass 
ein deutscher politischer Verein auch zum Zollverein werden 
müsse, und umgekehrt; dieselbe bezeichnete ganz richtig den 
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Mangel einer angemessenen Organisation als das Haupt- 
übel, an welchem der bestehende Zollverein kranke. 

Oestreich machte dem entsprechend damals Vorschläge zur 
Verbesserung der Bundesverfassung, und verlangt — nachdem 
diese Vorschläge zurückgewiesen sind — nunmehr die Behand- 
lung dieser Angelegenheit als einer vor den bestehenden Bund 
gehörigen. 

Demnächst hat Oestreich seine Vorschläge in Beziehung auf 
die zu befolgende Handelspolitik nicht durch sein besonde- 
res Interesse motivirt, vielmehr in seinen offiziellen Actenstücken 
sich stets dahin ausgesprochen, dass es bereit sei, seine Han- 
delspolitik den Bedürfnissen Deutschlands anzupassen und selbst 
Opfer zur Erreichung der notwendigen Einheit zu bringen. 
Es ist von der Ueberzeugung ausgegangen , dass eine Verein- 
barung ohne Verletzung der beiderseitigen wesentlichen Interessen 
erreichbar sei, und hat in diesem Sinne eine gemeinsame 
Berathung und Behandlung derselben nicht gescheut sondern 
gewünscht. 

Dagegen hat Preussen die Zoll Vereinsfrage nicht als eine 
zugleich politische, von vorneherein die gemeinsamen In- 
teressen ganz Deutschlands berührende, ansehen zu müssen 
geglaubt, und dem entsprechend sich berechtigt gehalten, in 
Beziehung auf die einzuhaltende Handelspolitik vor allem sein 
besonderes Interesse in Erwägung zu ziehen , soweit , dass es 
Abweichungen von der bestehenden Gemeinschaft der In- 
teressen für sich allein beschloss und durchzuführen unternahm. 

Oestreich hat sich — in den amtlichen Erläuterungen über 
das Ziel und die Mittel seiner Politik — auf den Boden des 
gemeinsamen Wohles von Deutschland gestellt, in der 
Ueberzeugung, darin sein eigenes Beste wiederzufinden und in 
der Gewissheit , dass seine Selbstständigkeit und Macht durch die 
Verbindung mit Deutschland nicht verloren gehen könne. Preussen 
glaubt, die Sicherung seiner eigenen Selbstständigkeit 
und seiner Wohlfahrt voranstellen und darüber allein be- 
finden zu müssen, in der Erwartung, dass Deutschland seiner 
Entscheidung als der zugleich dem Gemeinwohle am meisten 
entsprechenden hinterher einfach beitreten werde. 
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Welche Erfolge diese beiden verschiedenen Standpunkte bis- 
her gesichert haben, liegt klar vor Augen. Oestreich ist in der 
Lage, die Entwicklung der Dinge ruhig abwarten zu können, 
und sieht seine Ansichten von der Mehrzahl der deutschen Fürsten 
nicht nur unterstützt, sondern von diesen selbstständig und als 
eigene Forderungen geltend gemacht. Preussen dagegen befindet 
sich in Beziehung auf die Ereignisse der nächsten Zukunft in 
einer peinlichen Ungewissheit , welche in Wahrheit an dem Marke 
seines Wohlstandes zehrt, und erfährt bei, den meisten seiner 
Schritte die durch Thatsachen angedeutete und schon auch durch 
Worte ausgedrückte Missbilligung der wenigen und schwankenden 
Bundesgenossen , die ihm geblieben. Oestreich hat für eine fast 
schon verlorene Sache eine neue Instanz gewonnen; Preussen 
hat auf seinem eigensten Gebiete fast jeden Boden verloren. 

Man kann der Ansicht sein, dass die Vorschläge Oestreichs 
nicht so, wie es von demselben dargestellt wird, dem allgemei- 
nen Interesse entsprechen; ja man kann überzeugt sein, dass 
dieselben in Wahrheit nicht ausführbar sind. 

Unzweifelhaft aber kann diess von dem Standpunkte aus, den 
Preussen gegenwärtig eingenommen hat, nicht nachgewiesen 
werden. Dadurch, dass Preussen sich der gemeinsamen 
näheren Erörterung der öslreichischen Vorschläge entzog und 
die Erfüllung zweier vorausgehenden Forderungen zur Vorbe- 
dingung einer wirklichen Verhandlung darüber machte, dadurch, 
dass es formelle Streitfragen entstehen Hess, hat es selbst 
veranlasst, dass die Erreichung einer Verständigung an formellen 
Schwierigkeiten scheitern konnte. 

Wir sind ebenfalls überzeugt davon , dass eine Zolleinigung 
mit Oestreich zur Zeit wegen der volkswirthschaftlichen Zustände 
Oestreichs und der von ihm bisher befolgten Handelspolitik nicht 
wohl möglich ist, und dass Oestreich selbst die Zeit nicht mit 
Bestimmtheit angeben kann, wann diese Zolleinigung wirklich 
in seinem Interesse liegen wird. Wir sind auf das festeste da- 
von überzeugt, dass, wenn schon Preussen es auf die Dauer 
nicht erträglich gefunden hat, seine EntSchliessungen über die 
zu befolgende Handelspolitik nicht nur durch den Widerspruch 
eines Ländchens wie Braunschweig gekreuzt zu sehen, sondern 
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ausserdem noch von der Zustimmung einiger vierzig Kammern 
abhängig zu wissen, Oestreich wahrlich in keiner Weise geneigt 
sein kann, sich auf eben diess Lager zu betten. 

Allein der Weg, die Richtigkeit dieser Ansicht klar an den 
Tag zu legen, ist nicht der, jede Verhandlung über die Zoll- 
einigung jetzt völlig von der Hand zu weisen. Vielmehr musste 
Preussen sich beschränken, die näheren, durch die gemein- 
schaftlichen Interessen der anderen deutschen Staaten ge- 
botenen Bedingungen nachzuweisen, unter welchen allein 
eine Zolleinigung mit Oestreich heilsam und ausführbar sei. Bei 
diesem Nachweis hätte Preussen nicht allein gestanden, weil seine 
Interessen in Wahrheit im Wesentlichen die des übrigen Zoll- 
vereins sind, oder doch — genauer ausgedrückt — die Ver- 
mittelung der nordwestlichen und südlichen Staaten bilden. 

Preussen hätte Oestreich selbst überlassen können und sollen, 
zu erklären, dass es die von den übrigen deutschen Staaten in 
Gemeinschaft aufgestellten Bedingungen zur Zeit nicht er- 
füllen könne und wann es im Stand sein werde, denselben zu 
entsprechen. 

Vor allen Dingen kann die preussische Regierung die vor- 
liegende Frage nicht im Widerspruch mit der allgemein aus- 
gesprochenen Ueberzeugung und den klar vorliegenden That- 
sachen, dazu noch im Gegensatz mit dem von Oestreich ein- 
genommenen Standpunkt, als eine lediglich handelspolitische 
betrachten. Der schon erhobenen Forderung Oestreichs, die An- 
gelegenheit vor das Forum des Bundes zu ziehen, kann Preussen 
auf die Dauer und ohne Gefahr, sich gänzlich isolirt zu sehen, 
nicht widersprechen, ohne zugleich den Weg anzugeben, wie 
das darin enthaltene politische Problem besser und zwar im 
allgemeinen Interesse Deutschlands zu lösen sei. 

Man täusche sich nicht darüber: Oestreich mit seinen Ver- 
bündeten hat die Mittel in Händen die Sache ganz ähnlich wie 
jüngst die hessische vor das Forum des Bundes zu ziehen, und 
zwar in einer Weise, dass es Preussen auf das Empfindlichste 
demüthigen kann, ohne irgend aus seiner abwartenden Stellung 
herauszutreten und ohne die Freiheit seiner Bewegung zu be- 
schränken. Oestreich kann und wird Preussen auf Grund des 
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bestehenden Bundesrechts hindern den norddeutschen Handelsbund 
wirklich zur Ausführung zu bringen, ohne sich selbst mit Süd- 
deutschland in eine unbequeme Verbindung einzulassen. Nach 
unserer oben ausgesprochenen Ansicht wird wahrscheinlich schon 
die Weigerung Hannovers den Seplembervertrag auszuführen die 
willkommene Gelegenheit bieten dem Bunde die Entscheidung 
über die Streitfrage zu vindiciren. Sollte dies aber auch nicht 
der Fall sein, so giebt der Umsland, dass Braunschweig und 
Thüringen die Zollvereinsverträge nicht rechtzeitig gekündigt haben 
den hinreichenden Anlass um der Ausführung der preussischen 
Pläne auf Grund bestehender Verträge und im Namen des Bundes 
entgegen zu treten. 

Preussen befindet sich dann genau wieder in der Lage wie 
im Sommer 1850, nur mit dem Unterschiede dass es inzwischen 
den November dieses Jahres erlebt hat. 

Aus dieser bedenklichen Situation kann Preussen nur er- 
folgreich hervorgehen, wenn es die Stellung mit Entschiedenheit 
und in Wahrheit einnimmt , welche Oestreich . als die seinige 
bezeichnet; wenn es Oestreich in aufrichtiger Hingebung an das 
gemeinsame Vaterland überbietet. 

Die Unentbehrlichkeit einer politischen Organisation des 
Zollvereins, um demselben Dauer und Gedeihen zu gewährleisten, 
kann Oestreich nicht leugnen ohne sich mit seinen eignen amt- 
lich ausgesprochenen Ansichten in Widerspruch zu setzen. Dass 
ein Centralorgan mit beschliessender Kraft nur unter Zuziehung 
einer Volksvertretung zu bilden sei, ist dagegen von den süd- 
deutschen Staaten anerkannt. 

Auch ist es klar, dass die Besorgniss der Süd - und mittel- 
deutschen Staaten durch Preussens Uebergewicht ihrer Selbst- 
ständigkeit beraubt zu werden schwinden muss, wenn eine 
angemessene Organisation des Zollvereins ihnen die rechtlichen 
Mittel bietet dieselbe zu wahren. 

Durch Vorschläge in dieser Bichtung würde Preussen die 
Mittelstaaten auf seine Seite ziehen, und Oestreich veranlassen 
aus eigner Bewegung eine gesonderte Stellung dem übrigen 
Deutschland gegenüber einzunehmen. 

Es kann nicht in dem Wunsche und Interesse der übrigen 
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deutschen Bundesstaaten liegen bei der Bildung eines Centralor- 
gans dieses in einer Weise zu gestalten, dass Oeslreich vermit- 
telst desselben im Stande wäre die Angelegenheiten Deutschlands 
zu leiten, während es sich die Regelung seiner eigenen An- 
gelegenheiten selbständig vorbehielte. 

Dagegen wird Oeslreich zur Zeit wahrscheinlich weder 
geneigt noch im Stande sein, sich den Beschlüssen eines Körpers 
hinsichtlich der Regelung seiner Handelspolitik und seiner Finanzen 
zu unterwerfen, wenn es das Ergebniss der Beschlüsse desselben 
nicht ganz in seiner Hand hat. Oeslreich wird eine Volksver- 
tretung — die es soeben erst aufgehoben — nicht wieder her- 
stellen wollen noch auch für jetzt können. 

Oestreich ist daher nach unsrer Ueberzeugung sowohl durch 
seine Zustände wie durch seine Politik- von der Theilnahme an einer 
solchen Gemeinschaft der commerziellen und finanziellen Interes- 
sen, wie sie zwischen Preussen und den Zollvereinsstaaten theils 
schon besteht theils zum Segen aller Theile hergestellt werden 
sollte, für jetzt fern gehalten. Indess würde es, wie bereits 
bemerkt, Oestreich selbst überlassen bleiben müssen dieses zu 
erklären, nachdem die übrigen Staaten Deutschlands sich über 
die politische Organisation des Zollvereins verständigt. 

An und für sich ist die Zolleinigung mit Oestreich gewiss 
keine Unmöglichkeit; noch auch kann der Gedanke eines Reiches 
von 70 Millonen ohne weiteres in das Reich der Träume ver- 
wiesen werden. 

Allein die Geschichte des bestehenden Zollvereins lehrt auf 
das unzweideutigste, dass eine Gemeinschaft wichtiger Interessen 
auf die Dauer nur haltbar ist, wenn Organe für die Erzeu- 
gung eines gemeinsamen Willens und für die ein- 
heitliche Leitung der genieinsamen Angelegenheiten vor- 
handen sind. 

Ohne Zweifel kann eine engere und entferntere Gemein- 
schaft der Interessen bestehen, und dem entsprechend auch eine 
verschiedene Betheiligung an der Leitung der gemeinsamen 
Angelegenheiten. Oestreich selbst hat darauf hingewiesen, wie 
innerhalb seiner Monarchie lange Zeit verschiedene Zollgruppen 
bestanden haben, während dieselben gegen das Ausland eine 
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Einheit bildeten. Es ist das nur eine andere Form des Gedan- 
kens, welcher als das Hauptergebniss der Berathungen des 
frankfurter Parlaments angesehen werden muss, dass die befrie- 
digende Beantwortung der deutschen Frage nur in der Herstel- 
lung eines engeren und weiteren Bundes zu finden sei. Die 
Entwickelung des Zollvereins führt nach un'serer Ueberzcugung 
bei aufrichtiger Vaterlandsliebe und unbefangener Erwägung der 
Verhältnisse von selbst auf den richtigen Weg zur Lösung dieses 
schwierigen Problems. 

Wir zweifeln nicht, dass es möglich ist beiden Gross- 
mächten eine angemessene Stellung im Bunde und einen wohl- 
thäligen Einfluss auf die Leitung der gemeinsamen Angelegenheiten 
anzuweisen, wenn beide in Wahrheit nicht ihren Eigenvortheil, 
sondern das gemeinsame Wohl Deutschlands zum Ziele ihrer 
Politik machen. Wir glauben dass diese Stellung eine verschiedene 
sein wird und dass die Preussens zuerst festzustellen ist, weil 
dieses sowohl durch seine geographische Lage als durch den 
bestehenden Zollverein bereits in einer viel näheren Verbindung 
mit dem übrigen Deutschland steht, als Oestreich. 

Beansprucht Preussen nur eine Stellung welche die Besorg- 
niss beseitigt, es könne dieselbe dahin ausbeuten wollen, die 
weitere Entwickelung der öffentlichen Verhältnisse Deutschlands 
zu hemmen oder derselben eine einseitige Richtung zu geben 
und Oestreich hinaus zu drängen, so werden die übrigen deut- 
schen Staaten sich schwerlich der Einsicht verschliessen , dass 
das zunächst liegende zuerst geordnet werden muss. 

Erweist sich dagegen die gegen beide Grossmächte erho- 
bene Anklage als wahr, dass jede derselben im Grunde nur 
bestrebt sei in dem Sinne den herrschenden Einfluss in Deutsch- 
land zu üben, in welchem der Ehrgeiz eines Ludwig XIV. und 
Napoleon Europa an das Rad seines Staatswagens zu fesseln 
trachtete, und beharren beide Staaten unerachtet aller Warnungen 
der Geschichte auf dieser verderblichen Bahn, so ist das Bemühen 
diese Bestrebungen in Einklang zu bringen freilich ein vergeb- 
liches, und das Unternehmen die deutsche Frage unter dieser 
Bedingung zu lösen nur ein Versuch die Quadratur des Zirkels 
zu finden. 
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Wir fügen daher nur hinzu, dass auf dieser Bahn Preussen 
nothwendig hinter Oestreich zurückbleiben muss, weil Oeslreich 
die historischen Erinnerungen und das Uebergewicht der mate- 
riellen Macht für sich besitzt, ausserdem aber von den Hemm- 
nissen sich befreit hat, welche für den politischen Ehrgeiz 
ohne Zweifel in einer freien Verfassung, der Redefreiheit und 
dem Steuerbewilligungsrecht eines Parlamentes liegen. 

Allein auch Oestreich würde in solcher Politik bald genug 
in Frankreich seinen" Meister finden, denn bei einem Wettlauf 
auf unebener Bahn, wird ohne Zweifel der den Sieg behalten, 
welcher sich am leichtesten über Rücksichten des bestehenden 
Rechts und bisher anerkannter Grundsätze hinwegsetzt. 

Der Neffe des Kaisers, so vertraut mit den Geheimnissen 
der Herrschaft seines Oheims und so geschickt in der Nachah- 
mung seiner Politik, wird schwerlich vergessen haben, dass der 
Kaiserkrönung die Gründung des Protectorats über die Fürsten 
des Rheinbundes folgte. 

Beide Grossmächle, Preussen sowohl wie Oeslreich haben 
in ihrem offiziellen Schriftwechsel die Noth wendigkeit sowie 
die Dringlichkeit einer Verständigung anerkannt, ohne gleich- 
wohl diesem Ziele näher zu kommen '). Wissen die beidersei- 
tigen Regierungen nicht, dass wir nach unseren eignen Worten 
werden gerichtet werden! Oder ist die Kraft eines reinen Wil- 
lens bereits so gänzlich unter uns erstorben, dass wir mit geöff- 
neten Augen dem Abgrunde zueilen müssen, der zu unseren 
Füssen gähnt? 



Wer soll nachgeben? 

Wir haben es nicht verhehlt, die streitenden Parteien sind 
beiderseitig so sehr von ihrem Recht überzeugt, dass jede den 
Standpunkt der anderen geradezu unbegreiflich, ja fast unmöglich 
findet. Eine Wendung der Dinge kann daher nur eintreten, eine 



1) Vrgl. das Schreiben des Grafen von Buol - Schauenstein an den 
üstreichischen Gesandten in Berlin Herrn v. Prokesch - Osten vom 23. Mai 
d. J. (Unter anderen abgedruckt in der Reichszeitung vom 18. Juni 1852.) 
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Hülfe stellt nur zu hoffen, wenn zuvor in den Herzen und in 
den Ansichten der Fürsten wie der Völker Deutschlands eine 
Umwandlung und Läuterung staltgefunden hat. 

Ob diese zu erwarten , wo dieselbe ihren Anfang nehmen 
wird, das steht in höherer Hand. 

Wir können selbstredend unser Augenmerk nur auf Preussen 
richten, dem wir angehören. Wir wenden uns dabei vorzüglich 
an die Staatsgewalt, welche nunmehr das gesetzmässige Organ 
ist, durch welches die einfachen Bürger an dem Gemeinwesen 
sich betheiligen sollen: an die Kammern. 

Die Zukunft Preussens beruht darauf, dass die Verfassung 
Kraft und Leben gewinne, dass die Kammern in wohlthätiger 
und entscheidender Weise auf die öffentlichen Angelegenheiten 
einzuwirken beginnen. Es gibt kein fruchtbareres ihrem natür- 
lichen Berufe näher liegendes Feld, als das des Handels und 
Verkehrs; kein Wunsch, der ihnen mehr geziemte, als zur Er- 
haltung des Zollvereins beitragen zu können. 

Wir wissen sehr wohl, dass auch in den Kammern ganz 
die entgegengesetzten Ansichten, als die von uns entwickelten 
herrschend gewesen sind; dass dieselben noch kurz vor ihrem 
Schlüsse die von den Ministern befolgte Politik gebilligt und 
dieselben aufgefordert haben entschieden hei derselben zu be- 
harren, auch auf die Gefabr hin sich von alten Bundesgenossen 
trennen zu müssen. 

Allein wir sind eben der Ueberzeugung dass eine Sinnes- 
änderung noth sei; dass es auf einen Anfang ankomme, 
der Nachahmung und Wetteifer erwecke. 

Den nur zu häufig wiederholten Ermahnungen zur Busse 
gegenüber, welche gleichwohl stets nur von Anderen gefor- 
dert und nicht selbst übernommen wird, handelt es sich 
um eine That; um das Beispiel, dass ein Staatsmann oder 
eine Versammlung mit edler Offenheit die einfachen Worte aus- 
spreche, deren ein Peel und Wellington sich nicht geschämt 
haben: wir haben uns geirrt; durch die Erfahrung belehrt und 
Angesichts der drohenden Gefahr unseres Vaterlandes haben wir 
unsre Ansicht geändert. 

Es ist vielleicht für Niemand leichter eine neue Erwägung 
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der vorliegenden Frage anzuregen und neue Grundlagen für 
ihre Behandlung an die Hand zu geben, als eben für die 
Kammer. 

Die Kundgebung ihrer Ansicht geschah gelegentlich, 
ohne Vorbereitung, ohne Discussion, wir dürfen mit Rücksicht 
auf die Wichtigkeit der Angelegenheit sagen in übereilter Weise. 
Die Kammer ist seitdem neu gewählt und besteht in Wahrheit 
zum grossen Theil aus neuen Mitgliedern. 

Endlich kommt es überhaupt nicht sowohl darauf an bei 
den Fehlern und Irrlhümern der Vergangenheit lange zu verweilen, 
als vielmehr das Rechte schnell und mit Entschiedenheit 
zu thun; mit Offenheit und Wärme die Hand zur Verständigung 
zu bieten; zu neuen Verhandlungen auf neuer Grund- 
lage die Anregung zu geben. 

Wir meinen , dass die Kammern , ohne der Zwistigkeilen 
unter den Zoll Vereinsstaaten und ihrer Ursachen weiter zu ge- 
denken, in einer Adresse an die Krone ihr lebhaftes Bedauern 
über die drohende Gefahr einer Auflösung des Zollvereins zu 
erkennen geben und die Krone ersuchen sollten mit den Ver- 
bündeten neue Verhandlungen über die Reconstruclion des Zoll- 
vereins zu eröffnen, mit Vorschlägen zu dessen politi- 
scher Organisation. 

Dass eine solche zustande komme, und die Kammern nach 
unserer obigen Erörterung einen angemessenen Einfluss auf die 
Berathung und Beschlussnahme in den Zollvereinsangelegenheiten 
gewinnen, ist für keinen Slaalskörper von solcher Bedeutung 
wie für die Kammern selbst. 

Die Zukunft und das Ansehen der Kammern beruht wesentlich 
darauf, dass sie bei so wichtigen Angelegenheiten nicht auf die 
Erlheilung ihrer nachträglichen Zustimmung beschränkt bleiben; — 
es sei in einem norddeutschen Handelsbunde oder in dem be- 
stehenden. 

Gelingt es den Kammern durch ihr Auftreten der weiteren 
Entwickelung einer so wichtigen Sache eine günstige Wendung 
zu geben, erwerben sie ein so entscheidendes Verdienst wie das 
zur Erhaltung des Zollvereins beigetragen zu haben, so wird 
dadurch ihr eignes Leben und Gedeihen mehr gesichert werden 
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als durch irgend welche Bestimmungen der Verfassung und durch 
noch so zahlreiche Rechtsverwahrungen gegen deren Verletzung. 



Die Ereignisse des Jahres 1848 und die daraus folgenden 
sind oft und gewiss mit Recht ein Gericht genannt worden. 
Es ist das bezeichnende derselben dass sie zum Prüfstein der 
Reinheit sowie der Festigkeit des Wollens werden und die ver- 
borgenen Gedanken an das Licht ziehen. 

So ist es denn kein Zufall, dass in der Zollvereinsangele- 
genhcit die wichtigsten Probleme der Zeit von neuem jedoch in 
anderer Form und unter anderen Verhältnissen vorgelegt werden. 
Jede Partei soll gewogen werden und Niemand eine Entschul- 
digung haben. 

Preussen wird geprüft in Beziehung auf den Beruf, den es 
mit Stolz für sich in Anspruch nimmt: dem deutschen Vaterlande 
voranzuleuchtcn auf dem Wege einer einsichtigen, das Gemein- 
wohl allein zum Ziele habenden, Staatsverwaltung; dasselbe zur 
Einheit, Macht und Wohlfahrt zu führen. 

Ein hoher Beruf setzt entsprechende Eigenschaften voraus, 
als unerlässlichc Bedingung um ihm genügen zu können. 

Preussen kann die ihm überkommene Mission nicht erfüllen, 
ohne die Vorzüge einer freien Verfassung sich selbst gesichert 
zu haben und alle übrigen deutschen Staaten in uneigennütziger 
Liebe zum gemeinsamen Vaterlande zu übertreffen. 

Nur zu leicht wähnt man durch den Beruf die Würdigkeit 
mit empfangen zu haben, während derselbe uns vielmehr 
die Pflicht auferlegt uns zu seiner Erfüllung durch die ent- 
sprechende Ausbildung aller unserer Geistes- und Willenskräfte 
tüchtig zu machen. So erzeugt der Beruf oft übermässiges 
Selbstgefühl statt Demuth; stolze Sicherheit im Vertrauen auf 
die Unfehlbarkeit des eignen Sterns, statt jener Mischung von 
Bangigkeit und Eifer, welche bei dem Hinblick auf die Grösse 
der Aufgabe gewissenhafte Gemüther erfüllt, und dieselben nicht 
sowohl zaghaft macht als vielmehr nur zur Erhebung über alle 
kleinlichen Empfindungen und zur Anspannung aller ihrer Kräfte 
spornt. 
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Wie ein unzweifelhaft an uns ergangener Beruf uns zum 
Verderben gereichen kann statt zum Heil, falls wir verabsäumt 
haben uns durch die Läuterung unseres Willens für denselben 
vorzubereiten; wie ein hartnäckiger Glaube daran bei beharr- 
licher Verblendung über unsere Fehler selbst unser Unglück 
herbeiführt, zeigt uns die Geschichte des jüdischen Volks in 
einem warnenden Beispiel. 

Möchte unser Zeilalter, welches dem Studium der Geschichte 
so eifrig ergeben ist, die Lehren derselben nicht unbeachtet lassen. 

Berlin, den 15. November 1852. 



